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Halvmonatsschkistfiir Ostpolitit- HerausgehenBund DeutscherOsteneB.

M. 24 Berlin, den 15. Dezember 1936 19« Jahrgang

Denksthrifi der Otto-Deutschen
Polen behandelt das Land westlich der Olsa, das es weniger durch eigene Kraft als

durch fremde Hilfe erhalten hat, nicht als befreites, sondern als okkupiertes Gebiet. Und
mit Recht. Denn die weit überwiegendeMehrheit der Bevölkerunghat niemals das Ver-

langen geäußert, durch Polen ,,befreien«zu lassen; Und Polen selbst hat nicht den

geringsten Wert darauf gelegt, die Frage nach dem von der Bevölkerungwirklich ersehnten
Befreier etwa in Form einer Volksabstimmung zur Debatte zu stellen. Die Bevölkerung
ist den einmarschierenden polnischen Truppen zumeist mit betonter Zurückhaltung, nicht
selten sogar mit nur schlechtverborgener Ablehnung gegenübergetreten.Um beim Einzug
der ,,Befreier« die notwendigen Freudenfundgebungen sicherzustellen,sind die peinlichen
Lücken in den die Hauptstraßender Städte säumenden Spalieren vielfach mit Leuten

ausgefüllt worden, die zu diesem Zweck in großerZahl aus anderen Orten oder sogar aus

Ostoberschlesien herangeschafft worden sind. Bezeichnend ist auch, daß von polnischer Seite

verschiedentlich, so in Jablunkau und Karwin, versucht worden ist, mit guten Worten und

Versprechungen auch die deutsche Bevölkerung für die Begrüßungsfeierlichkeitenzu
mobilisieren. Jn den kleineren Orten ist der Einmarsch so gut wie sang- und klanglos
verlaufen. Besonders kraß ist die Spannung zwischen ,,Befreiern« und »Befreiten« in

Oderberg in Erscheinung getreten, wo die polnischen Truppen, in Erwartung be-

waffneten Widerstandes, in einer Gesamtstärkevon 16 000 Mann eingerücktsind. Auf
polnischer Seite ist man nach den enttäuschendenErfahrungen des Einmarsches sofort
darüber im Klaren gewesen, daß die weit überwiegendeMehrheit der Bevölkerung des

okkupierten Gebietes der neuen Staatsgewalt gegenüberablehnend eingestellt ist. Und
man hat vom ersten Tage an entsprechend gehandelt. An die Stelle des tschechi-
schen ist der verschärfteDruck der polnischen Behörden getreten.
Die, wenn vielfach auch fragwürdige Achtung der tschechischen
Behörden vor den Rechten der Volksgruppen ist durch eine

konsequente Nichtachtung dieser Rechte durch" die polnischen
Behörden abgelöst worden.

18 Jahre lang haben die D e u tsch e n westlich der Olsa unter tschechischerHerrschaft
gestanden· Das Leben ist ihnen in dieser Zeit gewiß nicht leicht gemacht worden. Sie
haben um die Erhaltung ihrer wirtschaftlichen Existenz und um die Sicherung ihres
kulturellen Bestandes schwer zu ringen gehabt. Aber sie haben im Unterschied zu den

Deutschen östlich der Olsa, die im Jahre 1920 dem polnischen Staate zugeteilt worden

sind, doch immerhin im Verbande eines Staates gelebt, dem man (in den westlich der

Weißen Karpathen gelegenen Ländern) das europäische Zivilisationsniveau nicht
hat absprechen können. Diesem Umstande haben es die Deutschen westlich der Olsa
in der Hauptsache zu danken, daß sie trotz aller Anfeindungen und trotz mancher Verluste
unter kschechischer Herrschaft nicht nur ihre völkischen Belange
erfolgreich zu wahren vermocht haben, sondern auch einen ge-
wissen Einfluß auf die allgemeine Entwicklung des Landes, in
dem sie seit sieben Jahrhunderten heimatberechtigt sind, h a b e n a u s ü b e n F ö n n en.

Das ist nach der Okkupation des Landes durch Polen fast schlag-
a r t i g a n d e r s g e w o r d e n. Die schroffen Eingriffe der polnischen Verwaltung
haben für die Deutschen des okkupierten Gebietes e i n e o ö l l i g u n h a l t b a r e L a g e

geschaffen. Angesichts dieserZuständehat der Landesleiter der Jungdeutschen Partei,

529

qd



VII . Us- uck , Useusuupk s-, us-« - » - ..» -...

den IllinisterpräsidentenSkladkowski und den Wojewoden Grazynski weiterzureichen. Jn

dieser Denkschrift, die von 20 führenden deutschen Persönlichkeitenaus Teschen, Freistadt
und Qderberg unterzeichnet ist, wird in 16 Punkten die Wiederherstellung geordneter
Lebensbedingungen für die Deutschen der unter polnische Herrschaft gekommenen Gebiete

verlangt. Die Berechtigung der in diesem Schriftstürkerhobenen Forderungen soll in den

folgenden Ausführungendargelegt werden.

Zunächst wird in der Denkschrift die S p r a ch e n f r a g e behandelt. Unmittelbar

nach der militärischen Besetzung ist das Polnische als alleinige Amts-

sp ra ch e im okkupierten Gebiet e i n geführt worden. Dadurch ist nicht nur das

Tschechische,sondern auch das Deutsche, das unter tschechischerHerrschaft als zweite
Amtsfprache zugelassen war, abgeschafft worden. Für die Deutschen des Gebietes bedeutet
das eine besondere Härte. Denn nur der geringste Teil der dorti en Deutschen beherrscht
die polnische Sprache. Der überwiegendeTeil wird durch die prachenverordnung der

Kattowitzer Wojewodschaft gezwungen, sich beim Verkehr mit den Behörden eines Dol-

metschers zu bedienen, ist somit praktisch in der Wahrnehmung seiner gesetzlichenRechte
empfindlich behindert. Dementsprechend wird in der Denkschrift d i e G e to ä h r u n g
einer angemessenen (nämlich fünfjährigen) Frist für die Erlernung
der polnischen Sprache verlangt, während welcher die staatlichen und

kommunalen Behörden auf Wunsch der Parteien zur Anwendung der deutschen Sprache
gehalten sein sollen. Auch sonst hat die polnische Verwaltung die im okkupierten Gebiet
weit verbreitete deutsche Sprache überall dort, wo sie im Wirt-

schaftsleben in Erscheinung getreten ist, sofort radikal unter-

drückt. Unter tschechischerHerrschaft sind in den Städten des Landes allenthalben
mehrsprachige S t r a ß e n sch i l d e r üblich gewesen; die polnische Verwaltung dagegen
hat die Verwendung anderer als polnischer Bezeichnungen für die Straßen, Plätze und

Parkanlagen sofort untersagt. Ebenso dürfen, im Gegensatz zu der unter tschechischer
Herrschaft gewährten Freiheit, die Bezeichnungen von Firmen und Unter-
n e h m u n ge n, ohne Rücksichtauf die Volkszugehörigkeitihrer Inhaber, nur noch in

polnischer Sprache abgefaßt werden. Jn den Fällen, »indenen die deutschen und anderen

nichtpolnischen Geschäftsleute der Anordnung der polnischen Behörden nicht schnell genug
Folge geleistet haben, hat man die ,,anstößigen«Firmenschilder kurzerhand herunter-gerissen
oder mit Teer überschmiert.Unter tschechischerHerrschaft herrschte in den Jndusiriewerken
des okkupierten Gebietes gan allgemein d a s D e u t s ch e a l s U m g a n g s - u n d
G e s ch ä f t s sp r a ch e vor; uchhaltung und Korrespondenz wurden fast ausschließlich
in deutscher Sprache geführt. Auch auf diesem Gebiet ist die landesüblichedeutsche durch
die im Wirtschaftsleben des Gebietes völlig ungewohnte polnische Sprache zwangsweise
abgelöst worden.

Weiter wendet die Denkschrift ihre Aufmerksamkeit dem d e u t s ch e n S ch u l w e se n

des okkupierten Gebietes zu. Unmittelbar nach der Besetzung haben die polnischen Be-

hörden ebenso wie die tschechischenauch sämtliche deutschen Schulen ge-
schlossen. Am Tage der Schließunghat es in dem an Polen gefallenen Gebiet an

deutschen Volks- und Bürgerschulen gegeben:

Tschechisch-Teschen· . . 4 Schulen mit 23 Klassen, 31 Lehrkäftenund 995 Schülern
. . 2

vb.ht,h
-—-. »sc-- o--

Neu-Qderberg . 1
» ,, 28 »

6
» »

841 »

Freistadt . 1
,, »

14 »
17

,, »
501

«

Trzymetz. 1
,, »

6
»

7
» »

262
»

Karwin . . . . . 1 »· »
9

»
10

» »
240 ,,

Pudlau bei Oderbekg . i
,, »

5
»

6
,, »

117
»

Schtbitz . . . . . 1
» ,, 2

»
2 ,, »

79
»

Oderberg-Stadt 1
» »

3
»

3
» »

78
»

Jn dieser Aufstellung sind noch nicht enthalten eine Sklassige Familienschule und eine

SklassigeBürgerschule,beide in Qderberg, mit usammen etwa 300 Schülern, sowie eine

4klassige Familienschule in Teschen mit 84 Schülern.Jnsgesamt haben also die Deutschen
des Gebietes 14 Volks-, Bürger- und Familienschulen, die von etwa 3500 deutschen
Schülern besucht wurden, besessen. (Jn Jablunkau hatten die tschechischenBehörden die

Eröffnung einer deutschen Volksschule verhindert.) Stark ausgebildet ist auch das
d e u t s ch e F a ch s ch u l w e se n in diesem Gebiet. An gewerblichen und kaufmännischen
Fortbildungsschulen hat es zur Zeit des Ueberganges an Polen in Tschechisch-
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Teschen 4 Schulen mit 246 Schülern und Freistadt, Karwin und Neu-

O d e r b e r g e 1 S ch u l e mit zusammen 210 Schülern gegeben. Hinzu sind noch etwa

10 deutsche Kindergärten mit etwa 300 Kindern gekommen. Das höhere
d e u t s ch e S ch u l w e s e n ist durch ein 16klassiges Ghmnasium in Oderberg mit 28

Lehrkräften und 650 Schülern vertreten gewesen. D i e s e s g a n z e
,

2 2 U n t e r -

richtsbetriebe mit etwa 4 650 deutschen Schülern umfassende
deutsche Schulwesen ist von der polnischen Verwaltung mit

einem Schlage lahmgelegt worden. Ueber sein endgültigesSchicksal ist noch
keine Entscheidung gefallen. Während die deutchen und tschechischen Schulen gesperrt
worden sind, sind fü r d i e p o l n i s ch e n S ch u l e n

,
deren Betrieb natürlich nicht

gestört worden ist, Zusatzeinschreibungen durchgeführt worden. Mit den

aus Ostoberschlesien hinreichend bekannten Erpressungsmethoden wird versucht, die

deutschen Kinder in die polnischen Schulen zu holen, um auf diese
Weise schließlichdie Wiedereröfsnungder ,,bis auf weiteres« geschlossenendeutschen Unter-

richtsbetriebe überflüssig zu machen. Tatsache ist, daß seit mehr als zwei Monaten

mehrere tausend deutsche Kinder in dem von Polen okkupierten Gebiet ohne Schulunter-
richt sind. D i e De n k s ch r i ft v e r l a n g -t 1. die Aufrechterhaltung aller am Tage
der Okkupation vorhandenen deutschen Kindergärten und Schulen, 2. die sofortige Wieder-

aufnahme des Unterrichtsbetriebes in diesen Schulen und 3. die Wahrung des in der

Verfassung verbürgten, im Amtsbereich des Wojewoden Grazynski aber ständig miß-
achteten Rechtes der Eltern, über die Einschulung ihrer Kinder frei zu entscheiden.

Die Denkschrift weist dann auf die gegen das deutsche Organisations-
wesen ergriffenen Ntaßnahmen hin. Unmittelbar nach der Besetzung ist eine

Verordnung ergangen, derzufolge sämtliche Parteien und Organisati-
o n e n , mit Ausnahme der wirtschaftlichen und religiösenVereine, der Auflösung ver-

fallen. Das gesamte bewegliche und unbewegliche Vermögen der

aufgelösten Organisationen ist in den Besitz des Staates über-

g e g a n g e n. Diese Ilzaßnahmen sind gegen das vielseitig entwickelte und wirtschaftlich
im allgemeinen gut gestellte deutsche Qrganisationswesen mit größter Rücksichtslostgkeit,
und zwar, trotz der entgegenstehenden Bestimmung, auch gegen die deutschen Vereine wirt-

schaftlichen und religiösen Charakters, durchgeführtworden. Mit der Auflösung der

Qrtsgruppen der Sudetendeutschen Partei haben die Deutschen des an

Polen gefallenen Gebietes ihre politische Vertretung verloren. Ortsgruppen dieser Partei
hat es in Oderberg, Neu-Qderberg, Karwin, Freistadt, Schibitz, Peterswald, Orlau,
Leskowetz, Teschen und Jablunkau gegeben. Der als kulturelle und soziale Dach-
organisation dienende »B u n d d e r D e u t s ch e n« ist gleichfalls lahmgelegt worden.

Damit hat auch die segenreiche Tätigkeit der »V o l k s h i l f e«, die in Not geratene
deutsche Volksgenossen unterstützthat, und des »F e r i e n k i n d e r h i l f s w e r k e s«,
das im Jahre 1937s38 268 deutsche Kinder betreut hat, eingestellt werden müssen. Das-

selbe Schicksal hat auch die »Deutsche Bezirksjugendfürsorge« ereilt, zu
deren Aufgaben die Mütterberatung, die Säuglingsbetreuung und die Unterhaltung
mehrerer deutscher Schulen und Kindergärten gehört hat. Außerdem hat es eine große
Zahl weiterer deutscher Vereine kulturellen und charitativen
C h a r a k t e r s , so u. a. einen ,,Deutschen Kulturverband«, einen ,,Bund der Schlesier«,
einen »Verband deutscher Akademiker«, einen »PädagogischenVerein«, einen »Kamerad-
schaftlichen Unterstützungsvereingedienter Soldaten« usw. gegeben, ferner m e h r e r e

Sportorganisationen und eine ganze Reihe von Zweckver-
b ä n d e n

,
wie freiwillige Feuerwehren, Baugenossenschasten, Berufsorganisationen, ge-

nossenschaftliche Kreditanstalten u. a. m. Durch die Auflösung all dieser Organisationen
sind den Deutschen beträchtliche Sachwerte verloren gegangen, so
mehrere Sportplätze, Turnhallen, Schutzhäuserund Schulgebäude und vieles andere mehr.
Tatsache ist, daß das gesamte deutsche Qrganisationswesen
durch das Vorgehen der polnischen Behörden entweder bereits

völlig unterdrückt oder doch zum mindesten in einen Zustand
unerträglicher Rechtsunsicherheit versetzt worden. Demgemäßwird
in der Denkschrist die sofortige Freigabe der deutschen Vereinstätigkeitund die Rückgabe
des beschlagnahmten Vermögens verlangt; es wird gefordert, daß den von den Organi-
sationen bis zum 31. Januar 1939 vorzulegenden, dem polnischenVereinsrecht angepaßten
neuen Statuten von den Behörden die Bestätigungnicht versagt werden darf.
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Jlkit scharfem Nachdruck haben die polnifchen Behörden sofort nach der Besitzergreifung
mit der Polonisierung des Wirtschaftslebens begonnen. Die UNethoden
sind auch hier dieselben, die schon in Ostoberschlesien erfolgreich angewandt worden sind.
Bereits in den ersten Wochen nach der Besitzergreifung ist m ehreren hu nde rt

deutschen Arbeitern und Angestellten von den in den großen Industrie-
werken des okkupierten Gebietes eingesetzten polnischen Regierungskommissaren d i e

K ü n d i g u n g zu g e st el l t worden. Aus der großen Zahl der Fälle sollen nur einige
charakteristische Beispiele angeführt werden: Der Zwangsverwalter der Albert-

H a h n - R ö h r e n w e r k e in Oderberg hat, seiner eigenen Mitteilung -zufolge, den

Auftrag erhalten, innerhalb einer Frist von drei Monaten sämtlichenichtpolnischen Arbeiter
und Angestellten aus dem Werk zu entfernen. Einen anderen Weg, um zu demselben Ziel
zu gelangen, hat der Zwangsverwalter des T r z t) n i e tz e r H ü t t e n w e r k e s gewählt;
er hat den in diesem Werk beschäftigtenDeutschen eine kurz bemessene Frist zur Erlernung
der polnischen Sprache gesetzt. Ebenso ist auch den der polnischen Sprache nicht hin-
reichend mächtigen Arbeitern und Angestellten anderer Bergbau- und Industrieunter-
nehmungen die Entlassung angedroht worden. Selbst die Rechte der P e nsio n ä r e

und Rentner sind vor dem Zugriff der polnischen Behörden nicht sicher geblieben.
TBährend nämlich die Pensionen und Renten an alle zum Polentum bekennenden

Berechtigten termingemäß ausgezahlt werden, ist die Auszahlung der fälligen Beträge
an die national anders eingestellten Personen bis zur Nachprüfung ihrer Pensions- und

Rentenansprüche durch die polnischen Behörden eingestellt worden. Das Ziel, das von

polnischer Seite verfolgt wird, ist dasselbe, das in Ostoberschlesien, wo über 80 v.
der deutschen Arbeiter und etwa 90 v. der deutschen Angestellten seit Jahren arbeits-
los sind, bereits erreicht worden ist; auch die Nutznießer dieser Verdrän-

gungspolitik sind die gleichen wie dort: zugewanderte Elemente, die sich in dem

okkupierten Gebiet als patentierte Kulturträger aufführen, die einträglichstenPosten
besetzen und denen, die angeblich befreit worden sind, das Nachsehen lassen. Wenn sich
schon diejenigen, die sich früher zur polnischen Volksgruppe in der Tschecho-Slowakei
bekannt und für den Anschluß an Polen eingesetzt haben, bitter über die Nichterfüllung
ihrer Wünsche, über die Mißachtung ihrer Rechte und über die Verletzung ihrer Inter-

essen durch die Elemente beschweren, die ihnen das ,,polnische Mutterland« als seine Re-

präsentanten ins Land geschickt hat, dann müssen bezüglichdes Schicksals der in diesem
Lande ansässigenDeutschen, die von den neuen Gewalthabern von vornherein als Staats-

feinde gewertet werden, die schlimmsten Befürchtungen berechtigt erscheinen. Jn der
D e n ksch rift w i r d gefo rdert, daß den Deutschen das ungeschmälerteRecht auf
den Arbeitsplatz garantiert wird, daß die von den Zwangsverwaltern der Industrie-
unternehmungen entlassenen deutschen Angestellten und Arbeiter wieder eingestellt werden
und daß die Deutschen bei der Vergebung öffentlicher Aufträge gemäß
ihrer Leistungsfähigkeitberücksichtigtwerden. Weiter wird die Belassung aller in deut-

schen Händen befindlichen wirtschaftlichen und staatlichen K o nzession e n sowie die

Uebernahme der S t a a t s - u n d K o m m u n a l b e a m te n deutscher Volkszugehörig-
keit in den Staats- und Kommunaldienst mit allen ihnen zustehenden Ansprüchen und

Rechten verlangt. Schließlich wird gefordert, daß die Pensionen und Renten bezw. in

den noch nicht geklärten Fällen entsprechende Vorschüsse, sowie den z.Zt. an der Aus-

übung ihrer Dienstobliegenheiten behinderten Lehrkräften die fälligen Gehälter ausgezahlt
werden·

Sofort nach der Besitzergreifung sind in dem okkupierten Gebiet die Gemeinde-
v e r t r e t u n g e n a u f g e l ö st und an deren Stelle Regierungskommissare mit be-

sonderen Elllachtbefugnisseneingesetztworden. Diese Maßnahme hat sich, was nicht über-
sehen werden darf, nicht bloß gegen die Tschechen, sondern auch und in den Städten in

erster Linie g e g e n d i e D e u t s ch e n g e r i ch te t, die unter tschechischerHerrschaft
im kommunalen Leben des leagebietes eine beträchtlicheRolle gespielt haben, während
sich das polnische Element nur wenig zur Geltung zu bringen vermocht hat. Jn m e h -

reren größeren Orten, vor allem in Teschen und Oderberg, haben die

Deutschen den Bürgermeister bzw. den Vizebürgermeister ge-
stellt. Jn der Teschener Stadtverordnetenversammlung haben den 19 deutschen
und 13 tschechischen nur 3 polnische Vertreter gegenübergestanden.Jn Qderberg
hat es neben 16 deutschen und 18 tschechischennur 2 polnische Vertreter gegeben. Jn

Freistadt hat die städtischeKörperschaft aus 11 Deutschen, 14 Tschechen und
11 Polen, in Tryzynietz aus 9 Deutschen, 17 Tschechen und 10 Polen zusammen-
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gesetzt. Kann die Ausschaltung der Tschechen aus den Gemeindevertretungen unter

den neuen politischen Verhältnissen berechtigt erscheinen, so bedeutet d i e U n te r-

drückung jeder deutschen INitwirkung am gemeindlichen Leben
des leagebietes eine durchaus ungerechtfertigte Härte. Denn
die Deutschen haben ihre Sitze in den Gemeindevertretungcn nicht, wie das bei den

LLschechenzum Teil der Fall gewesen sein mag, der Nachhilfe staatlicher Machtmittel zu
verdanken gehabt, sondern sie haben sich diese Sitze, ebenso wie die Polen, die damals

gleichfalls eine nationale Minderheit dargestellt haben, redlich erkämpft. Jn der D en k -

schrift wird daher mit Recht die Ausschreibung von Neuwahlen und die umgehende
Liquidierung der Negierungskommissare verlangt. Zudem wird die Uebertragung der

deutschenGemeindebüchereienin den Besitz eines zu bildenden deutschen Bücherei- und Lese-
vereins in Vorschlag gebracht.

Endlich stellt die Denkschrift noch gewisse Forderungen bezüglichder U e b e r t r itts-

scheine und der Staatsangehörigkeit auf, verlangt die baldige Einfüh-
r u n g d e r Z i v i l v e r w a l t u n g und schließtdann mit folgenden Worten: ,,Dies
sind in großen Umrissen die Notwendigkeiten, die gegenüberuns Deutschen erfüllt werden

müssen, wenn wir uns erhalten wollen und wenn unsere Existenz als gesichert betrachtet
werden soll. Diese Forderungen sind aufgebaut auf den bestehenden Gesetzen und sollen
uns die gleiche Behandlung wie allen anderen Bürgern dieses Staates garantieren. Wir

sprechen diese Wünsche und Forderungen in der vollen Zuversicht aus, daß sie bei den

höchstenStellen des Staates Verständnis und Anerkennung finden. So wie wir uns

bemühen,uns den neuen Verhältnissen anzupassen und den Forderungen des Staates und

unseren Pflichten gegenüberdem Staate voll und ganz gerecht zu werden, so g l a u b e n

wir, auch für uns das Recht beanspruchen zu können, mit

gleichem Maße gemessen und als gleichberechtigte Bürger an-

erkannt und behandelt zu werden-«

Bom polnischen Genossenschaftswesen
Jn der Schriftenreihe »Deutschlandund der Osten« ist«vor einiger Zeit eine

Arbeit von Jmma Swart über »Das polnische Genossenschaftswesen im polnischen
Staat« erschienen. (Verlag von S. Hirzel, Leipzig 1938. 236 Seiten.)

Das polnische Genossenschaftswesen, d. das Genossenschaftswesen der Polen im

polnischen Staat, ist seit der vom Staat angeordneten Neuregelung von 1934 in drei

großen Revisionsverbänden organisiert, und zwar: 1. im ,,Zwigzek Spdldzielni Nolnirzych
i Zarobkowo-Gospodarrzych«(»Verband der landwirtschaftlichen und der Erwerbs- und

Wirtschaftsgenossenschaften«)mit 9 Bezirksverbänden und 5496 Genossenschaften, 2. im

Verband der städtischenKonsumgenossenschaften,,Spolem« mit 1066 Genossenschaften
und Z. im »Zwiszek Spöldzielni i Zrzeszefl Prarownirzych« (,,Verband der-Arbeits-

genossenschaften«).Es kommen noch 50 Wohnungsgenossenschaften hinzu. Schon rein

zahlenmäßig ist der Verband der landwirtschaftlichen Genossen-
sch a f te n der bedeutendste. Er ist aus den drei Teilgebieten mit ihren sehr verschiedenen
Organisationen und Interessen seit 1934 zusammengewachsen. Zugleich spiegelt in

ihm am deutlichsten die seit der Wirtschaftskrise abwärts gerichtete und jetzt langsam
wieder aufsteigende Entwicklung des polnischen Genossenschaftswesens wider, denn er

vereinigt gerade die genossenschaftlichen Organisationen desjenigen Standes, der im

polnischen Wirtschaftsleben die ausschlaggebende Stellung inne hat und am stärkstenvon

den Wirkungen der großenKrise betroffen worden ist.
Die aufsteigende Entwicklung ist am deutlichsten zu erkennen auf dem Gebiete des

Molkereigenossenschaftswesens, das (anders als das deutsche in den West-
gebieten Polens) erst nach dem Weltkriege auch von polnischer Seite organisiert worden

ist. Von den 1 165 Illolkereigenossenschaften des genannten Verbandes haben fast 100

ihre Tätigkeit erst im Jahre 1937 aufgenommen, müssenalso als Neugründungengelten·
Darin hat ein wesentlicher Erfolg der Förderung des Molkereigenossenschaftswesensund
damit der Milchwirtschaft durch den Staat seinen Ausdruck gefunden. Auch in der
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F i n a n z i e r u n g ist der S t a at im Vergleich zu den interessierten landwirtschaftlichen
Produzenten entscheidend in den Vordergrund getreten.«Vom Verband wurden für 158

Genossenschaften Jnvestitionskredite bei der staatlichen Bank Rolny in Höhe von

4Xp Jltillionen Zloty befürwortet, die zu ganz niedrigen Zinssätzenerteilt werden. Dem-

gegenüber tritt die K a p i t a l b e s ch a f u n g aus e i g e n e n Mitteln, die zunächst
nur aus den Geschäftsanteilender NIitglieder aufgebracht werden müßten, stark zurück.
Sogar in der Posener Wojewodschaft, die über einen gewissen Grundstock alter, aus

deutschen Verbänden nach dem Kriege übernommener Nlolkereigenossenschaftenverfügt,
sind die festen Anlagewerte nur zu 60 v. aus eigenem Kapital gedeckt.·Der Sta a t s -

k r e d it gibt den polnischen Molkereigenossenschafteneinen besonderen Charakter-.
Der Gedanke der Regierung, im Rahmen eines m i l ch w i r t s ch a f t l i ch e n V i er -

j a h r e s p l a n e s eine stärkere Konzentration des Molkereiwesens in sogenannten Be-

zirksmolkereien durchzuführen,hat nicht befriedigend verwirklicht werden können. Der

W e st e n d e s L a n d e s verfügt bereits über ein ausreichendes Netz technisch gut ein-

gerichteter industrieller Molkereien. Jn den übrigen Gebieten aber stehen die sch l e ch te n

TB e g e v e r h ä l t n i s s e einer Konzentration von vornherein entgegen. Ueberdies müssen
große Betriebe, wie die Erfahrungen auch im polnischen Molkereiwesen gezeigt haben,
immer mit einem hohen Anteil von N i ch tm it g l i e d e r n an der INilchlieferung
rechnen. Schließlich sind auch die Molkereien mit Handb etr i eb in den Kosten der

Einrichtung und des Betriebes billiger. Daher kommt es, daß der weitaus größte Teil der

polnischen Molkereigenossenschaften aus Handbetrieben besteht. Nur 79 Genossenschaften
entsprechen den vollen Anforderungen des modernen Molkereigesetzes für den Export.
Außerdem hat es 1937 noch 93 genossenschaftlicheIRolkereien mit mechanischem,halb-
mechanischem oder Handbetrieb gegeben, die für nicht standardisierte Butter zum Export
zugelassen waren. Von 1 166 polnischen INolkereigenossenschaften
sind also nur 172 am Export beteiligt. Davon liegen 52 im Bezirk des

Posener Und des Thorner Unterverbandes. (Noch geringer ist der Anteil der u k r aini-

sch en Jllolkereigenossenschaften am Export. Sie sind ebenfalls durchwegHandbetriebe,
haben aber in ihrer geschäftlichenund organisatorischen Entwicklung bedeutende Erfolge
zu verzeichnen gehabt. Anders steht es mit dem deutschen Molkereigenossenschafts-
wesen in Polen. Es verfügt durchweg über neuzeitlich eingerichtete Be-

tr i e b e. Die ältesten dieser Genossenschaften sind schon se i t a n n äh e r n d 6 0

Jahren tätig. Der Größenunterschied wird darin deutlich, daß
1936 die durchschnittliche Tagesanlieferung in einer polnischen
Verbandsmolkereigenossenschaft 4 170 in einer deutschen
5 920, 1937 sogar 6 500 Kilogramm INilch betrug) Natürlich haben
in den Westgebieten auch die polnischen Molkereigenossenschaften einen höheren Durch-
schnitt als den genannten, der ja für das Gesamtgebiet des polnischen Staates gilt. Jn
621 polnischen Genossenschaften hat die INilchanlieferung im Jahre 1937 unter 365 000

Kilogramrn gelegen, in 211 hat sie mehr als 1 Million Kilogramm betragen. 18 v.
der polnischen Jlkolkereigenossenschaften können also als Großbetriebe bezeichnet werden.

Die energischen Maßnahmen der polnischen M o l k e r e i g e s e tz g e b u n g haben es

erreicht, daß die Stellung der polnischen Butter, besonders auf dem

englischen JRarkh entscheidend v e rb esse rt hat. Jhre Preise haben dort um

16 v.H., die der dänischen nur um 7 v. verbessert. Trotz der in Polen schlechten
Weideverhältnisse ist der Vorsprung, den ausgesprochene Weidelände, wie z. B. Finnland,
bisher gehabt haben, nahezu aufgeholt.

Nicht so günstigeErgebnisse sind bei den K r e d i t g e n o s s e n s ch a f te n festzustellen.
Immerhin scheint auch hier der. starke Rückgang der letzten Jahre zum Stillstand ge-
kommen zu sein. Selbst in den st ä dtisch e n (allgemeinen) Kreditgenossenschaftenhaben
sich 1937 zum ersten Male die E i n l a g e n

,
die bereits bis auf 60 v. zurückgegangen

waren, wieder erhöht, nämlich von 103 auf 109 Millionen Zloty. Allerdings sind
hieran nur die Genossenschaften beteiligt, die die Krise leidlich überstanden haben. Die

ländlichen Kreditgenossenschaften (Stefczykkassen), die schon 1936 den Stand der

Einlagen von 1930 wieder erreicht hatten, haben ihn 1937 weiter verbessert, und zwar
von 32,8 auf 36,6 Millionen Zloty. Die Forderungen haben in den allge-
meinen Kreditgenossenschaften um 900 000 Zloty auf 202 Millionen verringert, die der

Stefczykkassen um 10,3 Millionen auf 116,8 Millionen erhöht. Diese Kreditausweitung
bei den Stefczykkassen ist nur durch neue Kredite (6,5 Millionen) ihrer staatlichen Fi-
nanzzentrale, der ,,Eentralna Kasa Spölek Nolniczych«,ermöglichtworden. Sie haben
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nicht nur den gesamten Zuwachs an neuen Einlagen wieder ausgeliehen, sondern darüber
hinaus noch 6,5 Millionen, von denen 5 Millionen von der ,,Centralna Kasa« stammen
müssen, da an Eigenkapital (Geschäftsanteilen,Reserven) etwa Hi- Millionen neu

gebildet worden sind. Die Z a h l u n g s b e r e i t s ch a f t der insgesamt 2756 Stefczyk-
kassen stütztsich also ausschließlichauf die Centralna Kasa. Diese Verschuldung
an cBanken hat sich seit 1936 von 55,9 Millionen auf 62,4 Millionen erhöht und

nimmt 47,1 v. der Bilanzsummen ein.

Die städtischen(allgemeinen) Kreditgenossenschaften haben ihre stärkstenStellungen
in den Volksbanken (Banki Ludowe) der Westgebiete,, besonders der Woje-
wodschaft Posen. Sie sind aber auch dort durchweg nicht ausschließlichoder nur über-

wiegend städtischeKreditgenossenschaften, vielmehr herrscht in ihrem Kundenkreis eben-

falls das landwirtschaftliche Element vor. Das Ueberwiegen der allgemeinen Kredit-

genossenschaften in den Westgebieten hat entwicklungsgeschichtliche Gründe.

Anders als die Deutschen haben die Polen hier auch im ländlichen Genossenschaftswesen
von Anfang an die mehr zentralisierende Form der Volksbank im Sinne Schulze-Delitzfch
der dezentralisierten Raiffeisenschen dörflichen Spar- und Darlehnskasse vorgezogen.
Erst nach dem Kriege haben die zuerst nach dem Raiffeisenschen
Vorbilde von Dr. Stefrzyk in Galizien eingeführten dörflichen
Genossenschaftskassen in Pommerellen Eingang gefunden, fast
gar nicht in der Posener Wojewodschaft. Die allgemeinen Kreditgenossen-
schaften erfreuen sich nicht so der staatlichen Fürsorge wie die

lä n d l i ch e n
, jedenfalls nicht in der Richtung einer Kreditausweitung Immerhin

nehmen auch in den allgemeinen polnischen Kreditgenossenschaftendie Schulden an Banken
mit 72,8 Illillionen 29,8 v. der Bilanzsummen ein. Jhr Eigenkapital bildet 22,1 v.

der Bilanzsummen, das fremde Kapital an Einlagen also 48,1 v.H., wobei allerdings
Wertberichtigungs- und Rechnungsabgrenzungsposten abzuziehen sein würden.

Die K r e d i t g e n o s s e n a f te n sind neben den landwirtschaftlichen Handels-
genossenschaften am schwersten von den Folgen der Wirtschaftskrise
b e t r o f f e n worden. Von den zusammen 639 allgemeinen polnischen Kreditgenossem
schaften haben 239 ihren Sitz in Posen und Pommerellen. Jn ihrer Ent-

wicklung spiegeln am deutlichsten die Einflüsse der Wirtschaftskrise auf das polnische
Genossenschaftswesen wider, denn dies Gebiet ist mit seiner höheren wirtschaftlichen
Organisation besonders krisenempfindlich gewesen. V o r d e m K r i e g e haben die polni-
schen Kreditgenossenschaftenin den damaligen Provinzen Posen und Westpreußenund auch
die 20 Banki Ludowe in Qberschlesiensich hervorragend entwickelt. Jn der Posener Bank

Zwiszku (A. G.) hatten sie sich zusammen mit der polnischen Posener Kaufmannschaft eine

starke F i n a n z z e n t r a l e geschaffen,die wiederum in Berliner Großbankeneinen Rück-

hat gehabt haben und ihrer Aufgabe des zentralen genossenschaftlichenKapitalausgleichs
voll gewachsen gewesen ist. Die Kreditgenossenschaften haben ihr Teil erfolgreich daran

mitgewirkt, einen polnischen Mittelstand zu schaffen. Sie haben dabei viel gewagt, auch
in der kaufmännischenAbgrenzung des Kreditrisikos. Jn der allgemeinen
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklungder Vorkriegszeit sind ihnen dabei größere Rück-
schlägeerspart geblieben.

Jn den gänzlich veränderten Verhältnissen der Nachkriegszeit jedoch hat ihnen die

nicht genügend sorgfältige Kreditpolitik gefährlichwerden müssen. Die
»Nationalisierungder Wirtschaft«, die in den Westgebieten des neuen Staates vor allem

durch die polnischen Kreditgenosfenschaften finanziert worden ist, hat diese zu Fehl-
in v e st itioue n verleitet. Die Genossenschaftensind damals aus Finanziers zu Eigen-
tümern fester Anlagen geworden, die dann in der Krise entwertet wurden und gar nicht
oder nur unter größten Verlusten zu realisieren waren, während den Genossenschaften
wieder die Nkittel fehlten, neues Kapital als Betriebskredit herzugeben und dadurch den

beliehenen Unternehmungen einen höheren Wert und Ertrag zu verleihen. Nach der

Jnflation haben sich die polnischen Kreditgenossenschaftenaußerdem auf einer verhält-
nismäßig schmalen Basis konsolidieren müssen. Sie haben in sich nicht mehr, wie

zu preußischerZeit, die gesamte Wirtschaftskraft des polnischen Bolksteiles vereinigt.
Denn auch die Staats- und Kommunalkassen waren nunmehr nationalisiert. Zusammen
mit der später errichteten Postsparkasse haben diese Kassen wie eine Saugpumpe das
neu sich bildende Kapital der Sparer aus den Quellen, von denen bisher nur die Genossen-
schaften gespeist worden waren, an sich gezogen. Andererseits ist aber bei dem Mangel
an Großbanken auf den Genossenschaften die L a st d e s B e d a r f s a n B et r i e b s -
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k r e d it in der Hauptsache liegen geblieben. Die öffentlich-rechtlichenBanken haben diesen
Bedarf nur in geringerem Maße gedeckt, sie haben in erster Linie das Kapital zur

Finanzierung der Jnvestitionen der öffentlichen Hand zur Jerfugung
gestellt. Die gefährlicheLage, in die die polnischen Kreditgenossenschaftenunter diesen Um-

ständen in der Krise geraten mußten,hat dazu geführt,daß 36 v. der Volksbanken
und 40 v. der Stefczykkassen liquidierten. Den Bilanzsummen nach
ist dabei der Anteil der Volksbanken (damit aber wieder der polnischen Westgebiete) höher
als der der liquidierten Stefrzykkassengewesen. Jnsgesamt haben 70 v. der bestehenden
polnischen Kreditgenossenschaften 1936 als nichtzufriedensiellendund 13,4 v. als nicht
mehr sanierungsfähig bezeichnet werden müssen. Jn der Wojewodschaft Posen wird

ungefähr die Hälfte der Banki Ludowe geschäftstätigbleiben können. Die Bank Zwiszku
ist mit Staatsmitteln saniert worden.

Dieselben Gründe haben auch die polnischen landwirtschaftlichenHandels-
g e n o s s e n s ch a f te n (Nolniks) beeinträchtigt, die es als Handelsunternehmungen
großen Stils hauptsächlichnur in den Westgebieten gegeben hat und die d i e zw e ice

Hauptsäule des dortigen polnischen Genossenschaftswesens
gebildet haben. Nach dem Kriege haben sie in Zusammenarbeit mit den örtlichen Kredit-

genossenschaften einen starken, aber nicht immer gesunden Aufschwung genommen. Sie

haben deutsche und jüdischeGeschäftsgrundstückeerworben und Kapitalien darin investiert.
Die Zahl der Nolniks in Posen und Pommerellen hat nach dem Kriegevon 60, die inc

Jahre 1913 bestanden, auf 100 erhöht.Ein Drittel davon ist wieder verschwunden. 67 sind
noch vorhanden. Von ihnen haben, und zwar meist nur in beschränktemUmfange,
gearbeitet im Jahre 1936: 43 und 1937: 45. Von den landwirtschaftlichenWaren-

zentralen hat als einzige die im Jahre 1918 gegründete ,,Zentrala Nolnik6w"
in Posen die Krise überstanden. Sie ist allerdings keine ausschließlichgenossenschaftliche
Zentrale. Auf sie entfallen drei Fünftel der Umsätze, die die polnischen Warenzentralen
überhaupt haben. Das Jahr 1936s37 hat den landwirtschaftlichen Handelsgenossenschaften
wieder einen gewissen Aufschwung gegeben. Die vor allem für die Ostgebiete Polens
charakteristischen 539 dörflichen landwirtschaftlichen Konsumgenossenschaftenhaben einen

Warenumsatz von 32,6 Millionen Zloty erreicht, die 231 Handelsgenossenschaftenhaben
ihn von 108,6 im Jahre 1935s36 auf 161 Millionen Zloty gesteigert. Die Bilanzsummen
aller Genossenschaften sind von 47,5 auf 52 Millionen Zloty, die Bankschulden um

2,7 Millionen Zloty gestiegen. Allerdingssind auch die polnischen Handelsgenossenschaften
sehr stark auf den

UmsaåmitNichtmitgliedern angewiesen.
Aus dem Bedürfnis, an telle der in der Krise zusammengebrochenen Warenzentralen

wieder eine neue, leistungsfähigeZentrale für die mittleren und östlichen
Wo j e w o dscha f t e n zu schaffen, hat zu Beginn des Jahres 1938 der «Zwik3zek
Gospodarrzy Spdldzielni Nolniczo-Handlowych«seine Tätigkeit aufgenommen. Er ist ein

Ableger der »PZPZ«, der staatlichen Getreidehandelsgesellschaft, die 1931 als Werkzeug
der Getreidestützungspolitikdes Staates errichtet worden ist, über einen großenBesitz in

Speichern und Mühlen verfügt,ohne daß jedoch die ihr ursprünglichzugedachtenAufgaben
heute noch bestünden. Die neue Zentrale wird also mit 2,7 Millionen Zloty Grundkapital
ein Stützpunkt des staatlichen Einflusses im landwirtschaftlichen Waren-

handel, vor allem im Getreidegeschäftsein. Ebenso ist aus der Jnitiative des Staates die

neu gegründete Zentrale für die polnischen Viehverwertungs-Ge-
n o s s e n s ch a f t e n (,Nolnicza Spölka Miesna") mit einem Gesellschaftskapital von

300 000 Zloty entstanden, das zunächstfast ausschließlichvon der staatlichen ,,Bank
Rolny« übernommen worden ist.

Jn all diesen Vorgängen sind die Bemühungen des polnischen Staates

zu erkennen, dem polnischen Genossenschaftswesen die Einheit zu geben, die es ur-

sprünglichnicht gehabt hat. Das polnischeGenossenschaftswesen ist aus drei verschiedenen
wirtschaftlichen, organisatorischen, kulturellen und rechtlichen Quellen im gemeinsamen
Staat zusammengeflossen. Zwar ist schon 1920 eine gemeinschaftliche genossenschafts-
rechtliche Grundlage durch das Genossenschaftsgesetzgeschaffen worden, das im wesent-
lichen dem d e utsch e n Vorbild folgte. Die Neuordnung von 1934 hat die Bereinheit-
lichung weitergeführt. Diese Maßnahmen sind ebenso wie alle anderen, die auf genossen-
schaftlichem Gebiet erfolgt sind, ausgesprochen ,,etatistisch«gewesen. Das zeigt sich auch
in einem verhältnismäßig hohen Mitgliederzugang von juristischen Personen in den

Genossenschaften. Das eingangs erwähnte Buch schließtmit folgenden Worten: »Die
Kräfte, die zu genossenschaftlichen Bindungen führen, sind in Polen stark und lebendig.
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Sie werden mit dem zunehmenden wirtschaftlichen Wohlstand der Bevölkerung nur

noch leichter auswirken können. Wenn der Staat der genossenschaftlichen Initiative

genügendeFreiheit läßt, wird das Genossenschaftswesen in Zukunft wahrscheinlich an Be-

deutung für die Wirtschaft Polens und ihre Organisation gewinnen. Denn alle Voraus-

setzungen dafür sind gegeben.«

Neues Presserechi in Polen
Am 28. November d. J. ist in Polen e i n n e u e s P r esse g e se tz in Kraft getreten.

Es ist als Verordnung des Staatspräsidenten vom 21. November im polnischen Gesetz-
blatt (,,Dziennk Ustaw«, Nr. 89 vom 22. M. 1938) erschienen und setzt sich aus 75 Artikeln

zusammen. So häufig in Polen auch von der Dringlichkeit einer strafferen und einheit-
lichen Pressegesetzgebung geschrieben und gesprochen worden ist, so ist das Dekret des

Staatspräsidenten der polnischen Qeffentlichkeit doch gänzlich überraschend gekommen
Illan hat nämlich bislang in polnischen politischen Kreisen den Eindruck gehabt, daß die

Regierung mit der Schaffung eines neuen Pressegesetzes keine Eile habe. Fast alljährlich
während der Haushaltsberatungen im Sejm ist die Frage einer Normierung der Presse-
verhältnisse in Polen berührt worden, aber die Regierungsvertreter haben bisher
stets auf die Bejahung der Notwendigkeit einer solchen Regelung beschränkt,ohne aber

über die Inangriffnahme eines entsprechenden Verordnungsentwurfs, das Stadium dieser
Arbeiten oder gar über den Zeitpunkt seiner Vorlage an die esetzgebenden Kammern
etwas verlauten zu lassen .Heute ist es klar, was die polnische giegierungzu einer solch
unbestimmten Haltung veranlaßt hat. Es sind Erwägungen innerpolitischer Zweckmäßig-
keit gewesen. Die Regierung hat sich gescheut, ein solches Gesetzvon den parlamentarischen
Körperschaften, in denen sie über keine sichere Mehrheit verfügte,beraten zu lassen. Sie

hat in dieser heiklen Frage nicht der Gefahr einer Schlappe aussetzenwollen· So hat
sie Jahre lang auf einen günstigenAugenblick,die Oeffentlichkeit mit dem Erlaß eines

Pressegesetzes zu überrumpeln, gewartet. Das ist ihr jetzt auch gelungen, und es ist in

recht origineller Weise geschehen:
Der Yllinisterpräsident Skladkowski hat unerwartet etwa 100 polnische Pressevertreter

und Vertreter des Zeitungsverlegerverbandes zum Tee ins Ministerpräsidium geladen,
ohne vorher über den Zweck dieser Einladung etwas zu sagen. Jn seiner kurzen Ansprache
hat er den Erschienenen mitgeteilt, daß er sie mit dem Entwurf eines neuen Pressegesetzes
bekannt machen wolle. Er habe schon einmal das Vergnügen gehabt, ein solches Gesetz
zu verkünden. Es sei dem Sejm im Jahre 1927 vorgelegt worden, habe dort damals aber

wenig Anklang gefunden, und er habe obendrein noch vor dem Sejm wegen seines
Gesetzes entschuldigen müssen. Da er also schlechteErfahrungen mit dem Sejm gemacht
habe, solle ihn auch jetzt niemand dazu zu überreden versuchen, den nun vorliegnden
neuen Entwurf etwa wieder durch den Sejm gehen zu lassen. Darauf hat der Justiz-
minister die so überraschtenGäste mit den Jnhalt des Gesetzentwurfes in großen Zügen
bekannt gemacht. Es hat eine Diskussion angechlossen, die aber nicht um irgend-
welche Abänderungsvorschlägegrundlegender Art, sondern im Wesentlichen um den Termin
der Verkündungdes Gesetzesgedreht hat .Jmmerhin hat der Justizminister den Vertretern
der Presse eine kurze, kaum 24stündigeFrist zugestanden, innerhalb welcher er noch etwaige
Wünsche und Vorschlägeanhören wollte. Eine Abordnung der Schriftleiter und Verleger
hat dann auch nach einer Nachtsitzung noch einmal bei ihm vorgesprochen. Doch hat die

grundsätzlicheLinie des Gesetzes durch das Vorbringen von Einwendungen gegen ver-

schiedene Bestimmungen nicht mehr beeinflußt werden können; als wichtigste Aenderung
hat der Minister lediglich zugestanden, daß der Umfang der sogenannten Zwangs-
kommuniquås, die die Presse auf Anordnung der Behörden ohne Angabe der Herkunft
und unter Verzicht auf jede eigene Kommentierung aufzunehmen gehalten sind, von

300 auf 250 Zeilen reduziert wird.

Abgesehen von der Vereinheitlichung der rechtlichen Bestimmungen
sü r d a s a n z e S t a a t s g e b i e t

, bringt das Pressegesetzeine neue Ausrichtung der

politischen Pressepolitik, indem es praktisch mit dem Grundsatz der unein-

geschränkten Pressefreiheit bricht. Es setzt dieser Freiheit eine Grenze,
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und diese Grenze wird von der Staatsraison bestimmt. In Zukunft werden Presse-
äußerungen, die dem Allgemeinwohl zuwiderlaufen, unter Strafe gestellt .Die Auslegung
des Begriffs ,,Gemeinwohl«liegt der Regierung ob. Sie hat damit eine rechtliche Hand-
habe erlangt, gegen Organe der öffentlichenMeinungsbildung einzuschreiten,wenn ste auf
innen- oder außenpolitischemGebiet den Interessen des Staates, d.h. dem Wohle der

Volksgemeinschaft entgegen handeln. Im Folgenden seien, in Anlehnung an die von der

Polnischen Telegraphenagentur herausgegebenen amtlichen Verlautbarung, die wichtigsten
Bestimmungen des Dekretes genannt: Auf jedem Druckerzeugnis muß in polnischer
Sprache der Verlag und der Ausstellungsort, der Herausgeber und der Erscheinungsort
angegeben sein. Die Verlagsleitung ist verpflichtet, unverzüglichnach Herstellung des

ersten Druckes kostenlose Exemplare an folgende Stellen zu liefern: an den Staatsanwalt
des zuständigenAmtsgerichts drei Exemplare jeder Zeitung und je ein Exemplar jedes
anderen Drucks, an die zuständigeKreisverwaltungsstelle (Landrat) je drei Exemplnre
jeden Drucks. Zuständig ist der Staatsanwalt des Gerichts, in dessen Bezirk sich der

Erscheinungsort befindet. Wenn letzterer im Ausland ist, ist der Staatsanwalt des Gerichts
zuständig, in dessen Bezirk der Druck hergestellt wird. Dasselbe gilt für die Zuständigkeit
der Verwaltungsbehörde Wenn der Druck im Ausland hergestellt wird, ist für die Zu-
stellung der Exemplare der Herausgeber verantwortlich. Artikel 6 besagt, daß die Druck-

erzeugnisse unverzüglichnach Lieferung der P f l i ch t e x e m p l a r e an die Verwaltungs-
behörde verbreitet werden können.

Absatz 3 enthält die Vorschriften üer graphische Anstalten und
D r u ck v e r t r i e b e. Aus diesem Absatz ist die Bestimmung bemerkenswert, daß jede
graphische Anstalt einen Verwalter haben muß, der polnischer Staatsbükgeksein, auf
polnischem Staatsgebiet wohnen und im Besitz der

bürFrlichenEhrenrechte fein muß.
Er darf nicht wegen eines Verbrechens oder wegen eines ergehens aus niederen Beweg-
gründen bestraft sein. Artikel 13 dieses Absatzes gibt der Kreisverwaltungsbehördedas

Recht, in den graphischen Anstalten und Druckbetrieben K o n t r o l l e n durchzuführen,um

festzustellen, ob die Vorschriften des Pressedekrets beachtet werden. Artikel 14 stellt fest,
daß für Strafen, Entschädigungen und Gerichtskosten, die dem Verwalter auf Grund
eines Pressevergehens auferlegt sind und von diesem nicht einzutreiben sind, der Besitzer,
Nutznießeroder Pächter, der den Verwalter bestimmt hat, haftbar ist.

Absatz 4 betrifft die Z e i t u n g e n. Auf jedem Exemplar müssen die laufendeNummer,
das Datum und der Schriftleiter angegeben sein« Bei mehreren Schriftleitern sind alle

anzugeben und ihre Nessorts u bezeichnen. Schriftleiter kann nur der genannt werden,
der das Recht hat, über den nhalt der ganzen Zeitung oder den Teil, den er redigiert,
zu bestimmen. Schriftleiter kann nur ein polnischer Staatsbürger sein, der auf polnischem
Staatsgebiet wohnt und im vollen Besitzder bürgerlichenEhrenrechte ist· Schrift-
leiter kann dage en nicht sein, wer: ä) rechtskräftig wegen eines Staats-

verbrechens oder eines erbrechens gegen die Interessen des Staates sowie gegen die

internationalen Beziehungen oder wegen eines Verbrechens gegen die Sicherheit des

Staates verurteilt ist; b) wer wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens aus ei en-

nützigenoder anderen niederen Beweggründenbestraft ist, und zwar im Laufe von Fünf
Jahren von der Verbüßung der Strafe ab; c) wer dreimal durch rechtskräftigeUrteile

wegen Pressevergehens während der letztendrei Jahre bestraft wurde, und zwar im Ver-

laufe von fünf Jahren von der Verbüßung der letzten Strafe ab; d) der Schriftleiter
einer verbotenen Zeitschrift, solange das Verbot dauert, aber nicht länger als zweiIahre.
Für Zeitungen, die in nichtpolnischer Sprache erscheinen, besteht
eine Erschwerung insofern, als sie verpflichtet sind, für eine kostenlose Uebersetzungder

Kommuniquös der Regierung zu sorgen und beim Druck zu bemerken, daß das Kommuni-

quå in Uebersetzung der Reduktion veröffentlichtwurde. Auch Berichtigungen, die den
Redaktivnen in polnischer Sprache zugeschicktwerden, müssen kostenlos übersetztwerden.
Artikel 39 besagt u·a.: Wenn der Inhalt einer Zeitschrift die Züge eines Verbrechens
oder eines besonders schweren Vergehens enthält, das von amtswegen verfolgt wird, dann
kann das Gericht auf Antrag des Staatsanwaltes ein Verbot der Zeitschrift von

3 Monaten bis 5 Jahren oder für immer verfügen, sofern aus mehrfachen Beschlag-
nahmungen hervorgeht, daß die weitere Herausgabe der Zeitschrift die öffentlicheOrdnung
bedrohen würde.

Ein besonderer Abschnitt behandelt das Z e i t s ch r i f t e n w e se n. Jedes Exemplar
einer Zeitschrift muß den Namen des Schriftleiters enthalten. Sind mehrere Schrift-
leiter vorhanden, so müssen alle genannt und die Sparten bezeichnet werden, für die jeder
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einzelne zuständig ist. Die Herausgabe einer Zeitschrift erfolgt durch Anmeldung bei der

zuständigenVerwaltungsbehörde. Erteilt diese innerhalb von zwei Wochen keine Antwort

oder kündigtsie nicht schon vorher ihre Vorbehalte an, dann kann mit der Herausgabe der

Zeitschrift begonnen werden. Ein weiterer Abschnitt behandelt schließlichnoch die B u ch-
he ra usga b e. Ein Buch im Sinne der Verordnung ist ein Druckerzeugnis, das über

zwei Druckbogen (32 Seiten) Text verfügt. Für die Herausgabe einer Zeitung, einer

Zeitschrift oder zur Führung einer Druckerei oder graphischen Anstalt besteht auch in

Zukunft kein Konzessionszwang Das Deklarationssystem wird also weiter aufrecht-
erhalten.

Die Aufnahme, die das neue Pressegesetz bei den nicht zum engeren Kreis der

Negierungsblätter gehörendenpolnischen Presse gefunden hat, ist, wie nicht anders zu
erwarten war, k ü h l b i s sch a r f a b l e h n e n d. ,,Tiefe Unruhe und ernste Sorge«
erfüllt den »Jlustrowany Kuryer Codzienny«über die neue Pressepolitik. Er fühlt einen

,,Abschnitt im kulturellen Leben« Polens zu Ende gehen, in dem man — ach so
großzügig — über alle Thesen der ,,moralischen Abrüstung«,ohne irgendwelche obrigkeit-
liche Beeinträchtigungzu fürchten,hinwegsetzen konnte, und eine neue Aera beginnen, die

ihn vielleicht dazu anhalten könnte, manches unkontrollierte Gerücht, daß sich so wirkungs-
voll als Sensation aufbauschen ließ, zu unterdrücken, und verantwortungsvoller, als er

und viele andere Sensationsblätter seines Genres bis dahin gewohnt waren, seine Leser zu
informieren. Besondere Sorgen machen ihm die vielen Unklarheiten und Ungenauigkeiten
der Bestimmungen im Hinblick auf die verschiedenen Auslegungsmöglichkeiten.Der

nationaldemokratische ,,Dziennik Narodowy« klagt darüber, daß man nicht mehr von

Pressefreiheit sprechen könne, denn jede Zeitung sei gezwungen, Negierungsartikel zu ver-

öffentlichen,die weder ihrer Jdeologie noch ihrer politischen Einstellung entsprechen. D e r

erste Schritt ur Verstaatlichung der Presse sei also getan. Das

Warschauer »ABL« geht noch weiter und behauptet, daß das Pressegesetzder Regierung
die Nlöglichkeit gebe, auch die oppositionelle Presse zu Werkzeugen der Regierungs-
propaganda zu machen, und das Wilnaer ,,Slowo« vertritt die Auffassung, daß die

Bestimmungen des neuen Pressegesetzesweder mit dem Buchstaben noch mit dem Geist der

Verfassung zu vereinbaren seien. Jn Kreisen der Katholischen Aktion, d. der politisch
interessierten Geistlichkeit, schließlichwerden Befürchtungen laut, daß die bisherige Ein-

mischung in die Jnnen- und Außenpolitik,wie sie sich vor allem in der feindseligen Propa-
ganda ihrer Organe gegen den Nationalsozialismus kundtut, nun auf Grund des neuen

Pressegesetzes zum Schaden der «Pflege des staatsbürgerlichenGedankens und der Ver-

antwortung für das eigene Volk« beeinträchtigtwerden könnte.

Es besteht kein Zweifel, daß die polnische Regierung die Möglichkeiten,die ihr das

Pressedekret gibt, auf in n e r politischem Gebiet weitgehend ausschöpfenwird. Noch nicht
voraussehen läßt dagegen, inwieweit die maßgebendenFaktoren sich dieses wirksamen
Instrumentes bedienen werden, um die Presse von einem Kurse abzudrängen, der den

Nichtlinien der amtlichen Außenpolitik zuwiderläuft und der in der Vergangenheit
häufig die Beziehungen zu anderen Ländern empfindlich zu stören geeignet war. Daß diese
Frage besonders interessiert, darf nicht wundernehmen in Hinblick auf die Erfahrungen,
die verschiedene Länder mit der Wirkungsweise der mit Polen ge-

schlossenen Presseverständigungsabkommen gemacht haben. Seitens
dieser Länder glaubt man jedoch, nunmehr gewisse Verantwortlichkeiten zu erkennen, die
die polnische Regierung durch die Neuordnung der Presseverhältnisse selbst auferlegt
hat,»und nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis, denn man erwartet, daß es künftig
genugt, auf das neue Pressegesetzund seine vielen Möglichkeitenbehördlicher Jngerenz
zu verweisen, um die zuständigenStellen ohne Zögern zu veranlassen, schädlichenPresse-
manövern ein unmißverständlichesHalt zu gebieten.
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»Mehr als das Statut«
,,. . .Wenn man uns jetzt sagt: ,Jetzt werden wir das Statut erfüllen«,so antworten

wir: ,Wir glauben es Euch nicht. Jhr werdet uns schon etwas mehr geben
m ü sse n a l s d a s S t a t u t, «. Zu dieser grundsätzlichenKennzeichnungder Forderung,
die das Illemeldeutschtum erhebt, hat der Stellvertreter Dr. Neumanns, B e r t u l e i t,
einem Berichterstatter des »Lietuvos Aidas« am 2. Dezember einige Erläuterungengeg;ben:»Gewiß, wir wollen manches mehr als das Statut. Das Statut hat uns gewisse echte
eingeräumt,die jedoch von Seiten der Zentralregierung nicht in vollem Umfang respektiert
worden sind. Wir haben indessen noch anderegrundsätzliche Sorgen,
für die der Rahmen des Statuts zu enzist Daher muß der Ausdruck, daß
wir etwas mehr als das Statut wollen, als unser ille zur Erweiterung des Rahmens,
in dessen Grenzen wir alle Unsere Lebensinteressen auf natürliche Weise ordnen können,

verstanden werden. So wollen wir beispielsweise die wirtschaftlichen
Angelegenheiten regeln können. Jetzt sind wir in unseren wirtschaftlichen
Angelegenheiten beschränkt; denn diese werden von der Zentralregierung geregelt. Wir

wollen, daß unsere wirtschaftlichenBeziehungen unabhängig von Großlitauenauf dem

natürlichen Wege entwickeln. Wir wollen aber nicht nur eine wirtschaftliche,so n de r n

auch eine kulturelle Freiheit. Die Mehrheit der Bevölkerungdes Memel-
landes ist ein Teil des großen deutschenVolkskörpers und es ist daher selbstverständlich,
daß ihre kulturellen Beziehungen zu diesem selbständig geordnet werden müssen. Die
Autonomie hat dafür keine klar umrissene Handhabe gegeben. Daher müssenwir praktische
Wege suchen und finden, um für diese kulturelle Zusammenarbeit Normen zu schaffen-
Das Statut kann, obwohl von ihm viel gesprochen wird, für uns nicht das

geeignete Mittel zur Befriedung unserer Bestrebungen sein,
da es letzten Endes nichts mehr als ein toter Buchstabe ist.«

Am 7.Dezember, vier Tage vor der Wahl, hat dann auch noch einmal Dr. Neu-
mann in scharfen und entschlossenenWorten das Maximum der Bindungen, die es

künftighin zwischen dem Memelgebiet und Litauen geben wird, mit der notwendigen
Klarheit umrissen. vDr. Neumann hat u.a. gesagt: ,,.

. .Jch habe Achtungvor eines

jeden Volkes Kultur, und ich schätzedas litauische Volk ob seiner Freiheitsliebe. A b er

der Clique, die uns im Memelgebiet das Recht genommen hat,
der gilt mein Kampf. Meine Heimat soll wieder frei werden. Das ist unser
Recht, unser doppeltes Recht, weil es verbrieft ist in Konvention und Statut, dem

eine Präambel vorausgeschickt ist: Zur Sicherung der überliefertenRechte des Memel-«

gebietes und der Kultur seiner Bewohner . . .« Es wäre töricht, geringschätzigüber den

litauischen Kulturstand zu sprechen. Wo Jahrhunderte freier Fortentwicklungfehlen,
können zwanzig Jahre keinen Ausgleichschaffen. Für mich jedenfalls ist d er B a u e r n -

h of i n G r o ß l i t a u e n
, so ärmlich er mitunter ist, Gegenstand unverhohlener Achtung.

Er hat dem Ansturm slawischen Geistes standgehalten und mit

deutscher Hilfe litauische Kultur aus der Knechtschast hinüber-
gerettet. Diesen Bauernhof, das möchte ich doch einmal in aller Qeffentlichkeitden

sogenannten Kulturbringern von drüben sagen, den pflegt erst einmal. Das ist Eure

Burg und, ehe Jhr zu uns kommt, kehrt erst einmal in Eurem Haus. Habt Jhr schon
vergessen, was die Jnternationale Kommission, die an die Botschafterkonferenzim Jahre
1923 berichten sollte, geschrieben hat: ,Die Ostgren e des Memelgebietes, die frühere
deutsch-russische Grenze, ist eine wirkliche cheide ohne Uebergang
zwischen zwei verschiedenen Zivilisationen, die mindestens
durch ein Jahrhundert von einander getrennt sind ...’ Und da

liegt die Tragik unseres Schicksals: Ein Wirtschaftsgebilde, das einem hochentwickelten
Jndustriestaat zugehörte,wurde einem neu geborenen Staat zugeteilt, der aus unvorstell-
barer Anspruchslosigkeit und augenfälligerNückständigkeitkam. Solange bei freiem
Handel nach Deutschland eine gewisse Hochkonjunktur in den Preisen der landwirtschaft-
lichen Produkte bestand, war die unnatürliche Verbindung dieser beiden Gebiete noch zu
ertragen. Mit den- absinkenden Preisen aber und dann erst recht bei Beginn der autar-

kischen Wirtschaft mußte es zur Katastrophe kommen. . . Statt uns den neuen Staat

zum gemeinsamen Gut aller Bürger zu machen, hat man uns all die NIethoden fühlen
lassen, die das litauische Volk in seiner jahrhundertelangen Abhängigkeitzur Genüge
selbst ausgekostet hat. Statt aus den eigenen Klageliedern zu lernen,
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hat man es verstanden, mit teuflischer Lust uns ein reichlich
Ilkaß bitterer Tränen abzupressen· .. Statt das wir gefügig wurden,
schlossen wir uns zu einer Gemeinschaft der Not und der Abwehr zusammen. Lüge und

Unrecht ist der Leute Verderben. An ihnen geht der Einzelne, an ihnen gehen auch Völker
zugrunde. . . Wir waren einst willens, mit an die Freiheitsaltäre des wiedergeborenen
litauischen Volkes zu treten, jedoch als freie Männer. Statt unseren Verständigungs-
willen zu achten, hat man uns mit Schimpf und Schande bedacht. Nicht wir tragen
die Verantwortung dafür, daß wir uns jetzt abgekehrt haben und den Kampf nur noch
für unsere Freiheit und u n ser Recht kämpfen. Wir sind wohl dem Buchstaben
nach noch litauische Staatsbürger, innerlich aber besteht kein

Zusammenhang mehr".
Die Grenzen zwischen dem Memelgebiet und Litauen sind in diesen Worten Dr. Neu-

mann und seines Stellvertreters in großenZügen festgelegt worden. Wie sie im Einzelnen
verlaufen werden, das wird nicht zuletzt von den Litauern selber abhängen. Es ist völlig
sinnlos für Litauen, darauf zu hoffen, daß es ihm noch einmal gelingen werde, durch
übertriebene Willfährigkeitgegenüberirgendeinem anderen Staat, wie etwa Polen, gegen
das Deutsche Neich freie Hand in der Memelfrage zu schaffen. Und es gehört nicht viel

Phantasie dazu, um zu begreifen, daß jeder Versuch der Litauer, den Bestrebungen der

Memeldeutschen entgegenzustellen, deren Entschlossenheit, der von ihnen niemals

gewünschtenVerbindung mit Litauen zu entziehen, nur festigen kann.

Ein Kapitel deutscher Kulturarbeit
Je mehr die Forschung der Geschichteder Volkwerdung der Letten zuwendet, um so

deutlicher tritt die Bedeutung des Beitrages, den das Deutschtum zu dieser Geschichte
geliefert hat, in Erscheinung. Die Ausbildung der lettischen Sprache zur
Schriftsprache Und damit letzten Endes die Bewahrung dieser Sprache vor der

Gefahr, in der Nachbarschaft überlegenerKultursprachen zu entarten oder ganz zu
erlöschen,ist zu einem wesentlichen Teil deutsches Verdienst gewesen. Auch sind es aus-

schließlichdie Deutschen und in allererster Linie die deutschen Pastoren gewesen, von

denen bereits im 18.Jahrhundert die Grundlagen eines lettischen Bil-

dungswesens gelegt worden sind. Und nicht zuletzt sind es wiederum deutsche
Wisse n s ch a f t l e r gewesen, die, liebevoll in Wesensart und Vergangenheit der

Undeutschen versenkend, Entscheidendes dazu beigetragen haben, daß das lettische Volks-
tum zur Bewußtheit erwacht ist und seinen Platz unter den Völkern Europas hat ein-

nehmen können. Einen lehrreichen Einblick in diese Zusammenhängehat u. a. Heinrich
Schaudinn in seinem 1937 erschienenen Buch ,,Deutsche Bildungsarbeit am lettischen
Volkstum des 18. Jahrhunderts-« gegeben. (Siehe ,,Ostland«, Nr. 5J1938, Seite 84).
Einen neuen interessanten Beitrag zu dieser Frage hat nun auch J ü rg e n v o n H ehn
in seiner Arbeit »Die lettisch-literärische Gesellschaft und das
L et te n t u m« (Siehe Buchbesprechung) gegeben.

Diese, im Jahre 1827 gegründete und fast ausschließlichvon deutschen Pastoren
getragene Gesellschaft ist viele Jahrzehnte hindurch e i n e d e r h a u p t s ä ch l i ch st e n

Pflegestätten der deutschen Bildungsarbeit am Lettentum und
der deutschen Forschungsarbeit über das Lettentum gewesen. Jhre
Blütezeit hat die Gesellschaft, die sich in ihrem lettischen Doppelnamen selbst als »Gesell-
schaft der Lettenfreunde« bezeichnet hat, unter der Leitung A u g u st B i e l e n st e i n s

erlebt, in dessen Lebenswerk sich die deutsche Niitwirkung an der Volkwerdung der Letten
in geradezu klassischer Weise repräsentiert Bielenstein hat die lettisch-literärischeGesell-
schaft 31 Jahre lang, von 1864 bis 1895, geleitet. «Heimatliebe, der die Düna
keine Grenze ist, H u m a n i t ä t ,

die auch den Geringen achtet und ihn zu w a h r e r

Bild u n g e m p o rz u z i e h e n bemüht, christliche Gesinnung, deren Kern u n -

eigennützige Liebe ist, und das alles in bezug auf unsere Letten und in ernstem
wisse n s ch a f t l i ch e n S i n n e«, so hat Bielenstein die Arbeitsgrundsätzeder Gesell-
schaft charakterisiert

Sein Hauptinteresse hat stets der Erforschung und Weiterbildung der
le t t i sch e n S p r a ch e gegolten. Schon vor seinem Amtsantritt als Präsident der
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Gesellschaft hat er sich durch mehrere sprachwissenschaftliche Werke, wie vor allem durch
die von der Petersburger Akademie der Wissenschaften preisgekrönte Arbeit über »Die

lettische Sprache nach ihren Lauten und Formen«, einen Namen gemacht. Jn der Er-

forschung der lettischen Mundarten hat Bielenstein bahnbrechend gewirkt.
Die Sprachstudien haben dann auch sein Jnteresse für die V olks p o e s i e u n d

- t r a d i t i o n d e r L e t te n geweckt. Durch eigene Sammeltätigkeit und unter Mithilfe
der deutschen Pastoren und der INitglieder der Gesellschaft hat Bielenstein großeMengen
lettischer Volkslieder, Märchen, Sagen, Rätsel, Sprichwörter, Zauberformeln usw.
zusammengetragen, dadurch die Arbeiten seiner Vorgänger, wie z. B. die Volkslieder-

sammlung des Pastors Büttner, wesentlich ergänzend. Mit dem gesammelten Material

hat Bielenstein wesentlich EzzrzirBegründung
einer wissenschaftlich fun-

dierten lettischen olkskunde und Volksspychologie beitragen
können. Von seinen Sprachstudien her hat er auch den Weg zur Erforschungder lettischen
Geschichte gefunden. Von anderen Deutschen, wie Propst von Raison und Pastor Vier-

huff, unterstützt,hat er um dies Erforschung der Burgberge und Opfer-
st ä t t e n bemüht, und an Hand seiner O r t s n a m e n st u di e n hat er die geschichtlichen
Zusammenhänge des Lettenlandes zu klären versucht. Die Frucht dieserArbeiten ist das

von der Universität Dorpat prämierte Werk über »Die Grenzen des lettischen Volks-

stammes und der lettischen Sprache in der Gegenwart und im 13- Jahrhundert«gewesen.
Eine weitere Frucht seiner häufigenReisen durch das Land und seiner Studien lettischer
Altertümer ist sein letztes großes kulturhistorisches Werk über »Die Holz-
bauten und die Holzgeräteder Letten« gewesen.

Bei all, seinen Arbeiten hat Bielenstein in der lettisch-literärischenGesellschaftstets
tätige Unterstützunggefunden-, die Sammlung des geistigen Bolksgutes der Letten hat
lange Zeit in dieser deutschen Gesellschaftihre zentrale Pflegestätte gehabt. Durch ent-

sprechende Aufklärunghat sie auch in der lettischen Bevölkerung selbstVerständnis und

Jnteresse für die Zeu en der lettischenVergangenheit und für die Erhaltungund Pflege
der volkskulturellen Eraditionengeweckt. Ein ungeheures Material ist in der Aera
Bielenstein von der Gesellschaft zusammengetragen und von diesem selbstoder anderen

deutschen Gelehrten verarbeitet worden. D i e G ese l l s ch a ft hat du r ch B i e le n-

stein das Verdienst, die Letten mit ihren Kulturgütern in den

Bannkreis der europäischen Wissenschaft gezogen zu haben.
Neben diesen Arbeiten, die neu in Angriff genommen wurden, sind in der Aera Bielenstein
von der Gesellschaft auch die Zweige der Bildungsarbeit fortgeführt worden, die schon seit
Generationen der deutschen Pastorenschaft Kur- und Livlands besonders am Herzen gelegen
hatten: die für das kirchliche Leben grundlegenden Bücher, B i b e l , Ka t e i s m u s

,

G e s a n g b u ch u n d A g e n d e , die bereits seit dem 18. Jahrhundert in der damals von

deutschen Pastoren besorgten lettischen Uebersetzung vorlagen, sind entsprechend der in-

zwischen erfolgten Fortbildung der lettischen Sprache neu bearbeitet und herausgegeben
worden. Während des russisch-türkischenKrieges hat die Gesellschaft für die Heraus-

abe eines ,,Trostbüchleins«für die Soldaten lettischer VolkszugehörigkeitSorge getragen.Fernerist die damals seit langer Zeit storkende B e a r b eit u n g eines l e t t i sch-
deutschen und deutsch-lettischen Lexikons von den Pasioren Ulmann,
Döbner und Brasche zu Ende geführtworden. Den lexikalischenArbeiten hat auch Bielen-

stein seine hervorragende Kenntnis der lettischen Sprache zur Verfügung gestellt. Nach
dem Erscheinen des etwa 40 000 Worte aufweisenden Lexikons im Jahre 1880 hat dTe

Gesellschaft durch ihre Mitglieder die Fortentwicklung der Sprache, die damals bereits
von Publizisten lettischer Abstammung (in oft gewaltsam anmutender Weise)vorwärts-
getrieben wurde, ständigverfolgt und in ihren Archiven reiches Material für eine künftige
Neuausgabe des Wörterbuches usammengetragen. Auch mit der R ech t s chre i b u n g s;

frage hat die Gesellschaßtlaufend befaßt, was um so notwendiger war, als
von den lettischen Publizisten jeder seiner eigenen Ortho raphie zu bedienen pflegte.
Bielenstein selbst hat mehrfach durch die Herausgabe von Kechtschreibungsrichtlinieneine

Vereinheitlichung anzustreben versucht, ohne aber das orthographische Durcheinander, das

vor allem in den lettischen Kreisen herrschte, bannen zu können. Mit größeremErfolg ist
die Gesellschaft um die möglichsteFernhaltung deutscher und russischer
U e b e r f r e m d u n g e n von der lettischen Sprache bemüht gewesen.

Neben der umfangreichen wissenschaftlichenTätigkeit hat die Gesellschaftin der

Aera Bielenstein auch die unmittelbare Bildungsarbeit am lettischen
V o l k s tu m angelegen sein lassen. Sie hat durch die Aussetzung von Preisen und durch
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andere Mittel die Herausgabe volksvildenroer Schriften gesprue11
Dabei hat sie sich nicht bloß auf dem Gebiete der Kirchen- und Schullitcratur betätigt,
sondern auch jungen aufstrebenden Kräften lettischen Volkstums

ihre Unterstützun zuteil werden lassen. Sie hat sich in Zusammenarbeit
mit anderen deutschen tellen um die Ausbildung lettischer Schullehrer
gekümmertund, z. B. durch die Veranstaltung des ersten kurländischenGesangfestes in

Doblen im Jahre 1870, der Pflege des lettischen Volksliedes ihre Beach-
tung geschenkt. Vor allem aber hat sie sich auch der Presse als des wirksamsten
Ylkittels der Volksbeeinflussung bedient, ist aber gerade auf diesem Gebiete immer darauf
bedacht gewesen, nach Möglichkeit jede politische Tendenz zu vermeiden. Das Organ,
dessen die Gesellschaft bedient hat, sind die seit 1822 erscheinenden ,,Latviesu
avizes« gewesen. Dieses Blatt hat es im Jahre 1878, also in der Aera Bielenstein,
auf 8300 Abonnenten gebracht und ist damit damals die weitestverbreitete Zeitung in

lettischer Sprache gewesen. Jn späterer Zeit haben die ,,Latviesu avizes« in wachsendem
Ilcaße mit der Konkurrenz der lettisch-nationalen Zeitungen zu kämpfen gehabt: wie sich
überhaupt auf dem Gebiete der Presse die für die Stellung der Deutschen in Kur- und

Livland letzten Endes politisch schädlichenWirkungen der deutschen Bildungsarbeit am

Lettentum und der deutschen Kulturarbeit für das Lettentum am ehesten bemerkbar

gemacht haben.

Diese Arbeit hat sich mit dem durch sie ermöglichtenoder doch zum mindesten in ent-

scheidendem Maße mitbewirkten Mündigwerden des lettischen Volkes in

ihren Wirkungen gegen die Deutschen gerichtet. Auch Bielenstein selber, der wie kein

anderer um das lettische Volk verdient gemacht hat, ist diese Erfahrung nicht erspart
geblieben. Vor seinem Tode im Jahre 1907 hat er noch d a s d e u t s ch f e i n d l i ch e

-Wüten der ersten lettischen Nevolution erlebt. Der leidenschaftlicheHaß
gegen die Deutschen, der damals zum Durchbruch kam, hat ihn aufs tiefste berührt. Und
es ist, wenn er sein Urteil über das lettische Volk im allgemeinen auch nicht geändert hat,
doch von tiefer Bedeutung, daß dieser Mann, der sein ganzes Leben dem lettischen Volke
und vor allem der lettischen Sprache gewidmet hat, noch kurz vor seinem Tode mit einem

Vortrag über den Wert der deutschen Muttersprache vor die Qeffentlichkeit
getreten ist.

Danziger Fragen
Eine Taktlosigkeit der polnischen Postverwaltung

Die polnische Postverwaltung hat aus Anlaß des 20.Jahrestages der

Entstehung des polnischen Staates, am 11. November 1938, neue P o st w e r t z e i ch e n

h e r a u s g e g e b e n , darunter vier für die polnische Post in Danzig bestimmte Marken.

Diese Marken zeigen im Hintergrund das Danziger Krantor und davor einen Danziger
Kaufmann, der mit polnischen Edelleuten einen Getreidekauf abschließt.Die Aufschriften
auf diesen Marken lauten: ,,Porzta Polska, Port Gdansk« und ,,Gdansk w XVI. Wieku«

(Pvlnische Post, Danziger Hafen, Danzig im 16.Jahrhundert). Diese vier Marken

bedeutenin ihrer Tendenz eine üble Geschichtsfälschung; sie sind dazu be-

stimmt, Danzig als einen ,,hisiorischen Bestandteil Polens« erscheinen zu lassen. Mit
Recht ist die Herausgabe dieser mit den historischen Tatsachen in Widerspruch stehenden
Briefmarkenvom Danziger Senat als eine Beleidigung empfunden und zurück-
gewtesen worden. Der Senat hat sich gezwungen gesehen, die diplomatische Vertretung
Polens auf diese provozierende Taktlosigkeit der polnischen Post-
ve rw a l tu n g aufmerksam zu machen und die Zurückziehungder Marken zu fordern.
Jn ihrer Antwort auf das Aide-memoire des Senates hat sich die diplomatische Vertretung
Polens auf den Standpunkt gestellt, daß sie ,,nicht in der Lage sei, die Tatsache zu
ändern«, daß Danzig im 16. Jahrhundert ,,einen Bestandteil des polnischen Staates
gebildet habe«. Es ist anzunehmen, daß dieses unverschämte Auftreten der polnischen
Posiverwaltung gegenüber dem deutschen Danzig zum Anlaß weiterer Schritte genommen
werden wird. Uebrigens hat sich die polnische Postverwaltung aus dem gleichen Anlaß
auch gegenüber dem Deutschen Reich eine ähnliche Geschmack-
lo s i g k e it g e l e i st e t. Sie hat nämlich auch eine Briefmarke herausgeaeben, die das

polnische Königspaar Jagiello und Hedwig m it d e n S y m b o le n d«er U n te r -
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werfung des Deutschen Nitterordensens zeigt. Auchmit dieser Marke

wird ganz offensichtlich die Absicht verfolgt, einen polnischen Besitzansprurh auf das Gebiet

des Deutschen Ordensstaates von der geschichtlichenSeite her geltend zu machen. Das

Verhalten Polens stellt eine Entgleisung dar, wie sie unter den dem Weltpostverein an-

gehörendenStaaten wohl einzig dasteht, zumal der Anlaß zur Herausgabe der Jubiläumg-

briefmarken, die 20. Wiederkehr des Jahrestages der polnischen Unabhängigkeit,mit den

auf den Marken dargestellten Motiven in keinerlei ersichtlichem Zusammenhang steht.
Es sei in diesem Zusammenhang daran erinnert, daß die polnische Postverwaltung bereits

vor einer Neihe von Jahren einmal eine Briefmarke herausgegeben hat, die eine heidnische,
auf der Jnsel Rügen verehrte Gottheit gezeigt hat. Der ,,Danzigek Pressedienst«hat
ganz richtig bemerkt: Es gibt also jetzt auch politische Briesmarken. Sie werden den Lauf
der Geschichte nicht ändern. Nur die Freunde des Friedens und der Verständigunghaben
eine Illusion weniger und die Philatelisten ein Kuriosum mehr.

Danziger Straßenbauten

Von den großenDurchgangsstraßen,die Ostpreußen mit dem übrigenReich verbinden,

führen zwei über Danziger Hoheitsgebiet. Es sind dies die Neichsstkaße Nr. i,
die von Königsberg über Marienburg-Kalthof und weiter über Dirsrhauund Konitz
nach Schneidemühl und Berlin führt, und die N e i ch s si r a ß e N r. 2, die von Dirschau
über Danzig, Zoppot und Gdingen nach Stettin und Berlin verläuft. Die H aupt-
straßenverbindung zwischen Ostpreußen und Danzig geht also
bei Dirschau über polnisches Hoheitsgebiet. Dasselbe gilt für die

einzige Eisenbahnverbindung zwischenOstpreußen und Danzig. Das bedeutet, daß der

Reichsdeutsche für die Fahrt über die 12 Kilometer lange Strecke DirschqU—Kohlingeines

polnischen Durchreisevisums bedarf. Diese durch die Versailler Grenzziehungverursachte
Störung seiner Verkehrsverbindungen mit dem benachbarten Qstpreußenhat Danzig durch
den Ausbau der das polnische Hoheitsgebiet vermeidenden
Straßen nach Möglichkeit zu beheben versucht. Es sind das die von Danzig über

Käsemark, Tiegenhof und Einlage nach Elbing bzw. über Käsemarkund Neuteirh
n a ch IN a r i e n b u r g führenden Straßen. Von diesen beiden Straßenkommt der

erstgenannten die größere Bedeutung zu. Der Kraftwagenverkehr aus der direkten Strecke

Danzig-Elbing ist in den letzten Jahren ganz beträchtlich gestiegen. Doch hat diese
Straße, deren Ausbau auf 7 Meter Breite zur Zeit im Gange ist, einen sehrempfindlichen
Jlkangeb Die einzige feste Brücke über die Weichsel, die für den

Verkehr zwischen Ostpreußen und Danzig in Frage kommt, be-

bindet bei Dirschau, also auf polnischem Hoheitsgebiet,
während der Straßenverkehr über die Weichsel auf Danziger Hoheitsgebietaus-

schließlichauf F ä h r e n abspielt. Obwohl die Fähren leistungsfähigausgebaut sind, ent-

stehen durch das Uebersetzen und Warten doch erhebliche Verzögerungenvon 7 bis 20 und

in den Hauptreisezeiten bis zu 45 Minuten. Außerdem kann bei Hochwasseroder bei

Eisversetzungen der Fährverkehr auch ganz lahmgelegt werden. J n solchen F ä l l en

sind die beiden Danziger Weichselufer völlig von einander
a b g e s ch n i t te n. Der Bau einer festen Weichselbrürkeist unter diesenUmständendas

dringendste Verkehrsbedürfnis der Freien Stadt Danzig. Die Vorarbeiten für eine

Straßenbrürke über die Weichsel bei Käsemark und Rothebude
sind bereits im Gange. Darüber hinaus verfolgt der Danziger Senat aber auch den

Plan, die Freie Stadt Danzig in den großen deutschen und europäischenDurchgangs-
verkehr einzuschalten. Vor allem kommt es darauf an, die N e i chsau t o b a h n

Königsberg—Elbing über Danziger Gebiet nach Westen zu ver-

längern .Nach der vorliegenden Planung, über die kürzlichder Leiter der Tiefbau-
verwaltung der Freien Stadt Danzig, Qberbaurat Borelly, Einzelheiten mitgeteilt hat,
würde die Autobahn zwischenElbing und Marienburg die Danziger Grenzeüberschreiten,
auf einer festen Brücke die Weichselüberqueren und in einem Bogen dieStadt Danzig
südlich umfassen, dabei deren Ausfallstraßenund neu zu bauende Zubringerstraßenaus

dem Danziger und Langfuhrer Hafen- und Industriegebiet aufnehmend. Durch die

Danziger Autobahnstrerke würde sich die Fahrzeit zwischen Elbing und Dan ig etwa auf
die Hälfte vermindern und würden für den Seedienst Ostpreußen bessere erbindungen
zum Marienwerderer und südostpreußischenHinterland geschaffen werden.
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Das Danziger Problem
Gauleiter A l b e r t F o r st e r gewährte kürzlichdem Berliner Korrespondenten des

,,Paris Midi« ein Jnterview, in dem er in klarer und knapper Form den Gesamtkomplex
der Danziger Frage umriß. Auf die Frage, ob die Bevölkerung Danzigs zum Reich
zurückwolle,erwiderte Gauleiter Forster: »Da brauchen Sie nur die ganze Bevölkerungzu

fragen. Schon am Tage der Abtrennung protestierten die Danziger in einer Versammlung
von hunderttausend Nlenschen gegen die willkürliche Loslösung vom Reich. Die Dan-

ziger haben selbstverständlich den Wunsch, innerhalb des großen
V a t e r l a n d e s zu le b e n. Sie sind aber politisch aufgeklärt genug, um zu wissen,
daß 400 000 Menschen für 80 Millionen Menschen ein Opfer bringen müssen, wenn das

notwendig ist. Danzig will deshalb nicht die Ursache eines eventuellen

Konfliktes zwischen Deutschland und Polen sein. Danzig glaubt aber

daran, daß eine bessere Lösung als die augenblicklicheKonstruktion eines Tages von selbst
kommen wird. Der Weg hierzu ist gegeben durch die guten Beziehungen zu Warschau.«
Auf die Frage nach dem Problem Danzig-Gdingen gab Gauleiter Forster
folgende Auskunft: »Das Gebiet des Freistaates Danzig wurde vom Reich losgelöst,
um Polen einen Zugang zum Meere zu verschaffen. Danzig sollte der

alleinige Hafen Polens sein. An einen zweiten war damals von niemand, auch von

Polen nicht, gedacht worden. Danzig erhebt mit vollem Recht seinen A nspru ch a uf
volle Ausnutzung seines Hafens durch Polen. Seine Anlagen
würden ausreichen, um den gesamten polnischen Seehandel zu
b ew ä l t i g e n. Selbst Genf hat seinerzeit entschieden, daß Polen die Verpflichtung des

,full use, zu tragen hat. Jhren Rechtsanspruch haben die Danziger nie aufgegeben, wohl
aber hat die nationalsozialistische Regierung im Jahre 1933 auf Grund der Gegegeben-
heiten in die Arbeitsteilung zwischen Danzig und Gdingen einge-
wi l l i g t. Das sieht praktisch heute allerdings so aus, daß Gdingen die wertvollen

Güter umschlägt und Danzig, dazu noch mit geringeren Umschlagszahlen, ein Massen-
güterumschlagshafengeworden ist. Der Danziger Kaufmann ist von der eigenhändlerischen
Tätigkeit, die ihn in der Borkriegszeit auszeichnete, ausgeschaltet, da der Güterverkehr,
entsprechend der polnischen Wirtschaftsstruktur von staatlichen Stellen gelenkt oder auch
selbst getätigt wird. Der Anteil der Danziger Firmen an dem Gesamt-
se e v e r k e h r s i st se h r g e r i n g. Mehr als die Hälfte aller Hafenfirmen in Danzig
sind polnische oder ausländischeFirmen.« Die Frage nach der Lebensfähigkeitder Freien
Stadt beantwortete Gauleiter Forster wie folgt: ,,J n i h r e m h e u t i g e n Z u st a n d

ist die Freie Stadt aus eigener Kraft nicht lebensfähig. Sie ist
auf die Hilfe des Reiches angewiesen. Danzig gehört zum polnischen
Wirtschaftsgebiet und kann keine selbständigeWirtschaftspolitik führen. Es bestehen von

Seiten der bestehenden Verträge formale Widerstände gegen eine stärkere Verknüpfung
der Danziger Wirtschaft smit der reichsdeutschen. D a n z i g s W u n s ch ist e s

,
a n

dem Wirtschaftsaufstieg des Reiches teilzunehmen. Das muß in

immer stärkerem Maße erreicht werden«

Um die Danziger Staatsangehörigkeit
Am i. Dezember d.J. trat eine Rechtsverordnung des Danziger Senates betreffend

Aenderung des Gesetzesüber den Erwerb und den Verlust der Danziger Staatsangehörig-
keit vom 30.Mai 1922 in Kraft. Die Verordnung beseitigt einige Fehler des bisherigen
Gesetzes und füllt andererseits Lücken aus. Die Rechtsverordnung beseitigt die Möglichkeit,
daß K i n d e r v v n S t a a te n l o se n u. U. automatisch die Danziger Staatsangehörig-
keit erlangen. Ebenso beseitigt sie die Anfechtung der Entscheidung des Senats durch die

Klage beim Obergericht in bestimmten Fällen. Jn der Praxis ist in den letzten 15 Jahren
eine Klage nicht mehr angestrengt worden. Ferner ist durch die Verordnung nach dem

Illuster der Nachbarstaaten, insbesondere Polens, die Möglichkeit einer A u s b ü r g e -

rung geschaffen: Einem Dan iger Staatsangehörigen, der im Auslande aufhält,
kann in Zukunft die Danziger taatsangehörgkeit vom Senat entzogen werden, wenn er

i. im Auslande eine der Freien Stadt Danzig zum Schaden gereichende Tätigkeit aus-

geübt hat oder 2. im Auslande ununterbrochen mindestens 5 Jahre lang aufhält und

dabei die Verbindung mit der Freien Stadt Dan ig verloren hat oder Z. ungeachtet einer

Aufforderung des Senats innerhalb einer in der Aufforderungihm gesetztenFrist nicht in
das Gebiet der Freien Stadt Danzig zurückkehrt.
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Ostland-Chronit
Die ersten Gemeindewahlergebnisse

Am 4.Dezember sind in elf Städ-
ten Pommerellens die Gemein-

d e w a h l e n durchgeführtworden. Das

Ergebnis ist hinsichtlich des ,,Lagers der

nationalen Einigung« so interessant, daß es

im einzelnen angeführt zu werden verdient.

Das Lager hat erhalten in

Argenau . 2 von 12 Mandaten
Crone a. B. 5

»
16 »

Culmsee 3
»

24 »

Exin 4
»

12 »

Lessen . . 7
»

12 »

Mrotschen 7
»

12 »

Rehden . 6
»

12 »

Tuchel . 5
»

16 »

Jn drei Stüdten haben sich die verschiedenen
politischen Gruppen auf eine gemeinsame
Liste geeinigt, haben also keine Wahlen
stattzufinden brauchen, und zwar in For-
d o n , wo dem Lager 6 von 12 Mandaten

zugeteilt worden sind, in Lobsens (7
von 12 Mandaten) und in Schulitz (4
von 12 Mandaten). Jm ganzen hat das

,,Lager der nationalen Eini-

gung« also in den 11 Stüdten 56 von

1 52, also nur ein reichliches Drittel der

zur Verfügung stehenden Mandate erhal-
ten. Von den anderen Parteien haben
erhalten die Nationale Partei 37

Mandate, die Arbeitspartei
15 Mandate, die Polnische Sozia-
listische Partei 16 Mandate, der

Polnische Berufsverband 17

Mandate, die Volkspartei 2 Man-
date und die Parteilosen 6 Mandate.

Außerdem sind 3 Deutsche gewählt
worden, und zwar in Fordon, Lobsens und

Schulitz. Dieses Ergebnis hat das ,,Lager
der nationalen Einigung«, das als über-

ragender »Sieger« aus den Parlaments-
wahlen hervorgegan en ist, in starke Ver-

legenheit gebracht. Freilichwird man aus

dem Wahlergebnis in diesen kleinen pomme-

rellischen Städten noch keine zwingenden
Nückschlüsseziehen können. Jmmerhin aber

ist der 4. Dezember für das Lager (und da-
mit auch für die Regierung) ein schlechter
Auftakt zu den Gemeindewahlen gewesen«

Boykott volks- und reichsdeutscher
Erzeugnisse
Jn der reichsdeutschen Presse wird in

letzter Zeit mit Genugtuung über gewisse
Fortschrifte der antijüdischenBewegung in

Polen berichtet. Dabei wird zumeist nicht

546

nur übersehen,daß die praktischen Erfolge
dieser Bewegung bisher recht bescheiden
sind, sondern auch vergessen,darauf hinzu-
weisen, daß diese antijüdische mit

einer vielfach noch schärfer be-
tonten und wirksamer durchge-
führten antideutschen Bewe-

gung verbunden ist. Das tritt vor

allem auf dem Gebiete des wirtschaftlichen
Boykotts mit aller Deutlichkeitin Erschei-
nung. Es ist häufig so, daß die polnische
Boykottpropaganda von den Juden spricht,
aber die Deutschen meint. Deutsche Kauf-
leute und Handwerker in Polen erhalten
auf die foerten, die sie abgeben, immer

wieder die Auskunft, daßWeisungen von

Ministerien und anderen amtlichen oder

politischen Stellen vorliegen, »nur bei

Polen« und nicht ,,bei Fremden«zu kaufen.
Auch in den Aufrufen Und Firmenverzeich-
nissen, die dazu bestimmt sind, die polnische
Oeffentlichkeit zum ausschließlichenKauf
,,polnisch-christlicher«Waren anzuhalten,
werden die deutschen Kaufleute,
Fabrikanten und Handwerker
stets mit den Juden auf eine

Stufe g e st e l l t. Der Boykott richtet
gegen die Erzeugnisse so-

wohl volksdeutschekwie reichs-
deutscher Herkunft Jn welcher
Form gegen die Erzeugnisseder reichsdeut-
schen Jndustrie von der polnischen Presse
Propaganda gemacht wird, dafür ist ein
Artikel des ,,Jlustrowany Knkyer Sod-

zienm)« vom 22. Oktober d.J. bezeichnend,
in dem im Zusammenhangmit dem Ab-

schluß des deutsch-polnischenWarenkrediß
abkommens u. a. mit folgenden»Argumen-
ten« gegen den Bezug reichsdeutscherFabri-
kate Stellung genommen wird: »Wir geben
unser utes polnisches Korn und Holz und
die Zeutschengeben Maschinen- Wir
wären überaus zufrieden, wenn die deutschen
Maschinen ebenso hochwertigwären wie

unser Getreide. Wir haben jedochmehr An-

laß, an der Qualität der deutschenErzeug-
nisse mehr zu zweifeln als an derjenigen
unserer landwirtschaftlichen Produkte.«
Diese Verleumdung der reichs-
deutschen Erzeugnisse versucht
das genannte Blatt mit dem in Polen weit
verbreiteten Märchen von den zweierlei
Nohstoffen zu begründen, die die deutsche
Industrie angeblich einerseits für ihre mili-

tärischeund andererseits für ihre zivile Pro-
duktion verwendet. Die den volks- wie

reichsdeutschen Wirtschaftsinteressen schäd-



lichen Auswirkungen der angeblich gegen die

Juden gerichteten Boykottbewegung in

Polen verdienen festgehalten zu werden. Es

läßt jedenfalls nicht übersehen,daß den

Kreisen, die in der Propaganda für die

Erzeugnisse ,,polnisch-christlicher«Herkunft
besonders hervortun, der Kampf gegen die

deutschen Waren wesentlich näher als die

Ausschaltungder jüdischenErzeugnisse liegt.

Etwas vom polnischejnGeist
Jn der polnischen Tagespresse ist vor

kurzem zu lesen gewesen, daß polnische
Chemiker einen »Ker« genannten kü n st -

lichen Kautschuk erfunden haben, der

nicht nur haltbarer, sondern auch billiger
als der seit einiger Zeit in Deutschland her-
gestellte Buna sein soll. Das Warschauer
,,ABC" hat diese Nachricht zum Anlaß ge-
nommen, um einige ziemlich geistlose, aber

für die polnische Mentalität charakteristische
Nandbemerkungen über die Unterschiede
zwischen deutscher und polnischer Wesensart
zu machen. Das Blatt hat u. a. geschrieben:
,,Ker ist künstlicher Kautschuk, der aus

Spiritus gewonnen wird. Diese Her-
stellungsart ist eine polnische Spezialität.
Sie stützt auf unsere eigenen Produk-
tionsmethoden. . Diese Tatsache (daß
Ker über Buna ,gesiegt, hat) ist in gewisser
Hinsicht das Symbol für die

Ueberlegenheit des polnischen
Geistes über den deutschen Geist
und das Symbol für die Ueberlegenheit
des polnischen Volkes über das deutsche
Volk. Diese Feststellung kann unter klein-

gläubigen Leuten Verwunderung hervor-
rufen. Wie ist das zu erklären, sagen sie,
angesichts der großen Neichsautobahnen,
der ungeheuren Bauvorhaben, der organi-
sierten JNanifestationen in der Art der

Nürnberger Parteitage? Stimmt alles.
Aber das ist alles das Ergebnis einer glän-
zenden Propaganda, einer glänzendenDr-

ganisation, mit einem Wort der Me cha-
n i k. Aber dort, wo es auf eine selbständige
geistige Anstrengung ankommt, steht Polen
an der Spitze. . . Wir wollen nicht miß-
verstanden.werden. Wir schätzendie deut-

sche Macht, das mechanische Uebergewicht
Deutschlands durchaus nicht gering ein.

Aber das ist nur heute so. Es wird der Tag
kommen, da diese Ueberlegenheit in be-

trächtlichem Maße ausgleichen wird, und

dann wird deutlich das Uebergewicht des

polnischen Geistes über den deutschen zum
Vorschein kommen. Und die Organisations-
gabe werden wir uns bis dahin ohne
Zweifel aneignen. Beispiele in kleinern Aus-

maß finden wir in Polen bereits heute in

sehr vielen Fällen« Diesen Beispielen müssen
und werden große Taten folgen.« Eines
nimmt an dieser vom ,,ABC« proklamierten
Ueberlegenheit des polnischen-Geistes über
den deutschen Geist allerdings Wunder:

Man fühlt veranlaßt zu fragen, war-

um der polnische Geist in den 1000 Jahren
der deutsch-polnischen Nachbarschaft von

dieser seiner Ueberlegenheit nicht schon
früher Gebrauch gemacht hat.

Umbildung der litauischen Regierung
Am 5. Dezember ist die seit einiger Zeit

erwartete Umbildung der litau-

ischen Regierung erfolgt. Mini-

sterpräsident ist Pfarrer Mir o n a s ge-
blieben. Stellvertretender Ministerpräsident
ist der bisherige Gesandte in London,
B a l u t i s

, geworden. Der bisherige Chef
der Kriegsschule, Brigadegeneral M u -

st e i k i s , ist Kriegsminister, der bisherige
Präsident der Appellationskammer, G u -

d a u s k i s
, Justizminister, der bisherige

Generalsekretär im Landwirtschaftsministe-
rium, S k a i s g i r i s , Landwirtschafts-
minister und der bisherige Departements-
direktor im Bildungsministerium, G e r -

m a n i s
, Verkehrsminister geworden. Die

wichtigste Veränderung ist die Ersetzung des

bisherigen AußenministersLozoraitis durch
den bisherigen Generalsekretär des Außen-
ministeriums, U rbsy s. Die neue Regie-
rung setzt sich, wie alle litauischen Regie-
rungen der letzten 12 Jahre, aus Männern

der Nationalpartei (Tautininkai)
zusammen. Doch ist insofern eine gewisse
Verschiebung eingetreten, als durch den

Verkehrsminister Germanis und den Land-

wirtschaftsminister Skaisgiris d e r m i t

dem früheren Diktator Litau-

ens, Woldemaras, sympathi-
sierende Personenkreis innerhalb
der Regierung gestärkt worden

ist. Die Armee ist durch den Kriegsminister
INusteikis und den Jnnenminister Leonas,
der schon der bisherigen Regierung angehört
hat, vertreten. Durch die Berufung eines

Diplomaten, des Gesandten Balutis, zum

stellvertretenden Ministerpräsidenten wird

die Bedeutung unterstrichen, die von den

maßgebendenKreisen Litauens in nächster
Zeit den außenpolitischenFragen beige-
messen wird.

Woldemaras-Anhängerwerden aktiv

Am Tag vor der Wahl haben-Anhänger
des ehemaligen Diktators Litauens, Prof.
W old e m a r a s

,
im Memelgebiet eine

unter dem Namen »Z y g i s« herausge-
gebene Zeitung zu verbreiten versucht. Das
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Blatt ist sofort beschlagnahmt worden. Be-
merkenswertsaber ist der Leitartikel gewesen,
der sich in scharfer Form gegen das in

Litauen herr chende Regierungssystem ge-
wandt hat. itauen, so hat es da geheißen,
durchlebe schmerzvolleund unruhige Tage.
Ein Schlag folge dem andern. Bis in die

Grundfesten werde das völkischeund staat-
liche Leben Litauens erschüttert. Die Lage
sei um so furchtbarer, als die kleine regie-
rende Gruppe, die durch polizeilicheMaß-
nahmen die Verantwortung für Litauens

Zukunft monopolisiert habe, weder den

Mut, noch die Vernunft noch die Kraft be-

sitze, die lebenswichtigen Fragen Litauens
ehrenvoll und nutzbringend zu lösen. Da s

herrschende System bringe Li-
tauen zur Demoralisation und

zur Katastrophe. Die Politik,
die Smetona mit Polen treibe,
sei ein vollkommener Bank-
rott. Aber auch die Früchte der Politik
gegenüberDeutschland seien nicht besser. Jn

letzter Zeit habe die Macht Deutsch-
lands ganz bedeutend vermehrt. Sein Ein-

fluß mache sich überall in Europa, also
auch im baltischen Raume bemerkbar. Vor
der Teilung der Tschecho-Slowakei habe
Dr. N e u m a n n der litauischen Regierung
vorgeschlagen, über die Angele enheiten des

Memelgebietes zu verhandeln. ber damals
habe die Regierung Smetona nicht mit sich
reden lassen wollen, obwohl die Verhand-
lungen unter erträglichen Bedingungen
stattfinden sollten, ohne die Grenzen des

Memelstatuts u überschreiten.Heute nun

möchte die egierung Smetonas ver-

handeln. Aber jetzt wolle Dr. Neumann

nicht mehr. Die Lage im Memelgebiet
werde von Tag zu Tag ernster. Aber die

Regierung warte mit gefalteten Händen.
Sie wisse selbst nicht, worauf. -Man müsse
unverzüglichhandeln. Denn die Ereignisse
könnten unerwartet die einen oder die

anderen in eine Lage bringen, aus der es

keinerlei Ausweg, vielleicht nicht einmal den

schlechtesten,gebe. Da aber mit der jetzigen
litauischen Regierung niemand verhandeln
wolle, müsse man schnell eine neue bilden,
die verhandlungsfähigsei. Aber nichts von

alledem sei zu sehen. Denn die jetzige Ne-

gierung habe in ihren Ministersesseln
so eingewärmt, daß sie sich nicht mehr
erheben könne, obwohl die Gefahr des Ver-

lustes eines Staatsgebiets drohe.

Von den ,,Litauern« im Memelgebiet
Die Litauer werden damit abfinden
müssen, daß sie mit der Politik, die sie
anderthalb Jahrzehnte hindurch im Memel-
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land getrieben haben, unter der alteinge-
sessenenBevölkerungdiesesGebietes kein e

moralischen Eroberungen ge-

macht haben und daß demgemäßdie ein-

zigen Kräfte, auf die ihre Herrschaft in

diesem Gebiete gründet,diejenigenElemente

sind, die sich, aus Großlitauen kommend, in

den letzten Jahren dort festgesetzthaben und

die den Umstand, daß sie dort zu Amt und

Würden gekommen und zu Besitz und Ein-

kommen gelangt sind, der Unterdrückung
der einheimischen Memelländer verdanken.
Wenn es unter diesen in der ersten Zeit
nach dem Umsturz einigegegeben haben
sollte, die geglaubt haben, mit den Leuten

von jenseits der alten denksch-russischen
Grenze gemeinsame Sache machen zu

können, so hat sie der Anschauung-Junker-
richt, der ihnen in den anderthalb Jahr-
zehnten der litauischen Gewaltherrschaft
erteilt worden ist, hinreichenddavon über-

zeugt, daß ihre Heimat ein Unlöslicher Be-

standteil der deutschen Kulturgemeinschaft
und des deutschen Volksbodens ist. Die

aber, die sich trotz ihrer memelländischen
Herkunft auch heute noch irn litauischen
Lager aufhalten, haben selbst den

Stuhl vor die Tür gesetzt.Sie werden von

den Memelländern, gan gleich, ob diese
neben der deutschen Spracheauch noch

ihres eigenen häuslichenDialektes bedienen

oder nicht, als geistige Emigrantengewertet,
denen früher oder später nahegelegt werden
wird, aus ihrer politischen thion fur
Großlitauen die entsprechenden Konse-
quenzen zu ziehen. Das Memelland wird

dem Häuflein dieser hoffnungslosenAußen-
seiter keine Träne nachweinen. Was die-
jenigen anlangt, auf die die litauischePollka
einmal geglaubt hat, ihre Hoffnun en auf
eine ,,Wiederlitauisierung«des Zneme-
landes setzenzu können, so seiauf eine Epi-
sode verwiesen, die sich vor kurzemvor dem

Kriegsgericht in Karten abgespielt
hat: Dort haben in einem Prozeß gegen
einen deutschen Genossenschaftsleitermehrere
memelländische Bauern als Belastungs-
zeugen austreten sollen. Jhre Aussagen
haben nicht den Erwartungen des Gerichts
entsprochen, was den Vorsitzendenzu dem

Ausruf veranlaßt hat: »Na, Jhr wollt

wohl auch zu Hitler?« Da ist einer der

Bauern ausgestanden und hat gesagt: ,,S o

ist es, Herr Vorsitzender, das

Kind will heim zur INutter.«

Entlassungen, Verbote usw.

Die Falvahütte hat am 1.Dezem-
ber wieder 13 Arbeitern gekündigt.
2 von ihnen bekennen sich offen zum



vor kurzem der Gewerkschaft deutscher
Arbeiter angehört, sind jedoch ausgetreten
und haben ihre Kinder von der deutschen
in die polnische Schule umgemeldet. Die

völkischeFahnenflucht hat sie nicht vor dem

Schicksal der Arbeitslosigkeit gerettet. Unter
den Entlassenen befindet auch das

frühere deutsche Mit lied des Betriebsrates
der Falvahütte. Hon der K ö n i g s -

hütte sind 9 deutsche Arbeiter
e n t l a s s e n worden. — Im Stadtpark
eines Vorortes von O d e r b e r g haben
polnische ,,Patrioten« die dort vor einigen
Jahren gepflanzte G o e t h e - E i ch e und
den Goethe-Gedenkstein zerstört.
— Der bekannte deutsche Völkerkundler,
Dr. B e r n a tz k y , hatte die Absicht, auf
Einladung des Deutschen Kulturbundes in

verschiedenen Städten Polens vor den An-

gxhörigen
der deutschen Volksgruppe

o r t r ä g e über seine völkerkundlichen
Forschungen in Hinterindien zu halten«
Nach monatelangen vergeblichen Bemühun-
gen, von den polnischen Behörden die E i n -

reisegenehmigung für den deutschen
Gelehrten zu erhalten, sah sich der Deutsche
Kulturbund gezwungen, die Vorträge a b-

z u se tz e n. — Der deutsche Volksange-
hörigeHinz aus Lynarczyk im Kreise
Graudenz wurde seit längerer Zeit ständig
von den polnischen Schulkindern des Ortes

belästigt, mit Schimpfworten belegt und

mit Steinen beworfen. Es handelte sich
dabei um eine von den örtlichen N?it-

gliedern des Westvcrbandes inszenierte
Aktion. Als Hinz eines Tages gegen das

rüpelhafte Treiben der polnischen Kinder,
die ihm bereits mehrere Fensterscheibenein-

eworfen hatten, einschreiten wollte, fiel der

PoleS z t) m s z a k , einer der Haupt-
treiber, über ihn her und versetzte ihm unter

dem lärmenden Beifall der polnischen
Kinder vier Messerstiche in den

Kopf und einen Stich in den
N ü ck en. Hinz mußte in ärztliche
Behandlung nach Graudenz begeben. —

Der Starost des Seekreises (Pommerellen)
hat den im ganzen kaschubischenGebiet an-

gesehenen katholischen Geistlichen, Pfarrer
Ne i ch ,

mit Wirkung vom 30. Dezember
aus der Grenzzone ausgewiesen.
Der deutsche Schilehrer Hannes S ch n e e -

b e rg er aus Tirol, der auf Einladung
deutscher Kreise Vorträge in Polen halten
sollte, hat trotz wochenlanger Bemühungen
keine Einreisegenehmigung er-

halten. — Der deutsche P a st o r O z a n a

aus Königshütte ist im Juli d. J. aus der

Grenzzone a u s g e w i e se n worden.

Deutschtum. Auch die übrigen haben bis e er 1 igie
öKirchengemeindeK nigshüttehaben da-

mals mit der Bitte um Aufhebung des

Aufenthaltsverbotes an den Wojewoden
Grazynski gewandt. Dieser hat es bisher
noch nicht für nötig gehalten, darauf zu
antworten. — Der Schriftleiter des in ka-

schubischer Sprache erscheinenden Wochen-
blattes ,,Kaschubischer Volks-

freund«, Johann Glock aus Neustadt in

Pommerellen, ist für immer aus der

Grenzzone ausgewiesen worden. Damit

hofft die polnische Behörde, die Einstellung
des ihr unbequemen kaschubischen Blattes

erzwingen zu können. — Der deutsche
Volksangehörige Adolf Ke linski aus

Ostrowietz im Kreise Wirsttz hat zwei ihm
gehörende P a r z e l l e n von 1,5 und

5,25 Hektar an seine Tochter bzw. seinen
Schwiegersohn auf Grund eines Schen-
kungsvertrages übertragen wollen« Die

Genehmigung hierzu ist versagt
worden. — Der deutsche Volksangehörige
Friedrich Zierke aus Güntergost im

Kreise Wirsttz hat sein G r u n d st ü ck in

einer Größe von 42 Hektar seinem S oh n

übereignen wollen. Das Wojewodschafts-
amt hat die Genehmigung hierzu ver-

w eigert.
— Die deutsche Volksange-

hörige Adeline Börger in Elsenort im

Kreise Wirsitz hat wegenhohen Alters ihr
2,3 Hektar großes r u n d st ü ck einer

nahen V e r w a n d t e n abtreten wollen.

Das Wojewodschaftsamt hat ablehnend
entschieden.

Fragen an den Außenminister

Am 2. Dezember ist dem Außenminisier
O b e r st B e ck von dem Abgeordneten
Dudzinski im Sejm in Form einer

Jnterpellation ein ganzes Bündel von

Fragen zur karpathenukrainischen Frage
vorgelegt worden. Die J n te r p e l la -

tio n hat folgenden Wortlaut gehabt: »Ist
es dem Herrn Minister bekannt, daß seit

wei Monaten in Karpathorußland ein

zustandanhält, der in höchstem Grade

den Frieden des polnischen
S t a a t e s und namentlich seines südlichen
Teiles b e d r o h t ? Jst es wahr, daß sich
am 17. November in dem Ort Wielka

Berezna ein kommunistischer Sow-

jet gebildet hat, der die Leitung des

Ortes übernommen und zugleich a n t i -

polnische Erklärungen abgegeben
hat? Jst es wahr, daß an dem gleichen
Ort am 18. November ein U e b e r s a l l

a u f e i n i g e P o l e n tschecho-slowakischer
Staatsangehörigkeit ausgeführt worden ist,
wobei diese schwer verletzt und ausgeraubt
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ber ein solcher Sowjet auch in dem Ort
Wolowiec gebildet worden ist, in nächster
Nachbarschaft der polnischen Grenze, wo-

bei die Mitglieder dieses Sowjets auf-
reizende antipolnische Reden gehalten und

Nufe ausgestoßen haben wie: ,Morgen
Sowjets in Warschauliss Jst es wahr, daß
gegen die verzweifelte örtliche
Bevölkerung kommunistische
A b te i l u n g e n gekämpft haben, die rote

Fahnen mit Hammer Und Sichel mit sich
führten?. Jst es wahr, daß in der Nacht
vom 22. zum 23. November eine bewaffnete
Abteilung von Kommunisten aus Karpatho-
rußland die polnische Grenze in
der Nähe von Przelerza Uzorka zu
überschreiten versucht hat? Jst
es wahr, daß zwei Tage später eine der-

artige Abteilung bewaffneter Kommunisten
die polnischen Grenzposten be-

sch o sse n haben? Jst es wahr, daß Ber-
suche einzelner Kommunisten, die Grenzezu
überschreiten,an der Tagesordnung sind?
Jst es wahr, daß in Karpathorußlandein

Zustand völligen Aufruhrs,
des Chaos’ und der Anarchie
herrscht? Was gedenkt der Herr Minister
zu unternehmen, um d i e N u h e im Süden
des polnischen Staates zu gewährleisten?
Was gedenkt der Herr Minister zu unter-

nehmen, um die gemeinsame Grenze

-q!en! es wahr,daßam 20. Novem- m it U ng a r n zu schaffen,die wichtigste
Bedingung nicht nur sük den Frieden an

der südlichenGrenze des Staates, sondern
darüber hinaus auch fük d j e z u k ü n s-
tige Großmad)teinstellung des

polnischen Staates-? Jst dem

Herrn Minister bekannt, daß Unser großer
Führer, Marschall Pilsudski,
häufig der Meinung Ausdruckgegeben hat,
daß es ohne eine polnisch-UngukischeGrenze
in diesem Teil Europas ke i u e n F r i e -

d en geben wird? Gedenkkdek Hexe Mini-

ster alle Mittel, big zu denen

der bewaffneten Muchk, zu be-

nutzten, um dieses e l emeqku c e P o st u -

lat der Jnteressendeg Staates
und der geschichtlichkn Mission
P o l e n s zu verwirklichen»um ein 1000

Jahre hindurch bestehendes und heute
gestörtes Gleichgewicht wieder-

herzustellen, um das unsekkmu n g a k i -

schen Brudervolk zugefügte
U n r e ch t auszumerzen, dug uns-sc ek-

probter und unerschütterlichkkeuek Bundes-

genosse ist?« JU dieser Interpellation ist
so ziemlich alles enthalten, wag Von polni-
scher Seite in letzter Zeit gegen die Kak-

pathenukraine an propagandistischeuThesen
und Greuelmärchen ins Feld geführt
worden ist. Nur der wahre Grund dieses
ganzen Läkms ist nicht genannt worden:
Die Angst Polens vordem Selbst-
bestimmungsrecht der Völker!

Bücher über den Osten
Die lettisch-literärischeGesellschaft und das

Lettentum. Von Jürgen von Hehn.
Ost-Europa-Verlag, KönigsbergJPL 1938.

160 Seiten. Preis kartoniert 6,20 RM. —-

Der Verfasser stellt in dieser Arbeit einen be-

deutsamen Ausschnitt aus der Kulturarbeit dar,
die das baltische Deutschtum am lettischen
Volkstum geleistet hat. Die im Jahre 1827

gegründete lettisch-literärischeGesellschaft ist aus

der Geschichte der lettischen Volkwerdung nicht
wegzudenken. Sie hat sich als eine Zusammen-
fassung deutscher Pastoren und Wissenschaftler
um die Ausbildung der lettischen Sprache, um

die geistige Erziehung und kulturelle Mündig-
machung des lettischen Volkes und um die Er-

forschung des lettischen Volkstums und seiner
Geschichte unvergänglicheVerdienste erworben.
Unter ihren Mitgliedern hat vor allem August
Bielenstein, der die Gesellschaft mehrere Jahr-
zehnte hindurch geleitet hat, internationale An-

erkennung gefunden. Es ist kaum zu viel be-

hauptet, wenn man sagt, daß die von einem

christlichen Humanitätsideal getragene geistige
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Betreuungsarbeit des balti en

am Lettentum, die durch Geiikrationdekiutlxædlffxg
in der lettisch-literärischen esellschqfkeine ihrer
Hauptpflegestätten gesunden hat, in einem ent-

scheidenden Maße dazu beigetrqgenhat den
Bestand der lettischen Sprache zu kekkesjdie
Zeugnisse der lettischen Volkskultuk plus-dem
Untergang zu bewahren und die Grundlagenzu
schaffen, auf denen es später überhaupterst
möglich gewesen ist, daß die Pflegeund Füh-
rung der geistigen und sozialen und schließlich
auch der politischen Belange des Lettentums von

Menschen lettischer Herkunft haben übernommen
werden können. An die deutsche »Geburtshi-lfe«
zu erinnern, liegt deutscherseits umsomehr Bek-

anlassung vor, als heute in der lettischenPubli-
zistik und Wissenschaft die Tendenzvorherrscht,
alles, was vor dem Jahre 1918 in den balti-

schen Ländern geschehen ist, in einem ausge-

sprrzchendeutschfeindlichen Licht darzustellenund

die baltischen Deutschen als die ewigen Feinde
des lettischen Volkes erscheinen zu lassen. Dr. K.



Urzeit bis zum Jahre 1526. Herausgegeben
von der Historischen Kommission für Schlesien
unter Leitung von Hermann Aubin. Ver-

lag Priebatschs Buchhandlung, Breslau 1938.

495 Seiten. Preis Ganzleinen 9,—— RM. —

Diese umfassende Geschichte Schlesiens von der

Urzeit bis zur Gegenwart ist ein Gemeinschafts-
werk schlesischer Gelehrter. Sie ist auf drei

Bände berechnet, wobei, was zu begrüßenist, im

dritten Band die Anmerkungen und der Sach-
weiser zusammengefaßt werden sollen. Eine

Reihe der besten Kenner der Geschichte dieses
ostdeutschen Grenz- und Durchgangslandes haben

Gelingen des Werkes beigetragen. Daszum
Wort Geschichte ist hier im umfassendsten
Sinne ausgelegt worden· Dem Ablauf des

eigentlichen politischen Geschehens sind in der

Darstellung die Entwicklung der wirtschaftlichen
und rechtlichen Verhältnisse, die Wirkungen und

Wandlungen der Landschaft, das Werden des

Volkstums und des kulturellen Lebens gleich-
berechtigt zur Seite gestellt. Die Reihe der

Einzelbeiträge eröffnet Herbert Schlen-
ger, der die natürlichen Grundlagen der

schlesischenGeschichte (Lage, Boden, Geswässer,
Bodenschätzeusw.) beschreibt. Jn dem Kapitel
über die Vorgeschichte Schlesiens läßt Hans
Segers inhaltsreiche und gewandte Dar-

stellung die Zeit der germanischen Besiedlung
des Oderlandes erstehen, deren Kulturhöhe mit

derjenigen der nachfolgenden Zeit der slawischen
Besiedlung in einem auffälligenGegensatz steht.
Jn die Behandlung der politischen Geschichte
Schlesiens haben sich Erich Randt (bis
1327) und Emil Schieche (big 1526) ge-
teilt. Klar treten in diesen Arbeiten die frühere
Loslösung des Landes vom polnischen Einfluß
und sein organisches Hineinwachsen in· den

deutschen Kulturkreis und (über Böhmen) in

den politischen Bannkreis des Reiches hervor.
Die VersassungsgeschichteSchlesiens im Mittel-

alter, die Heinrich von Loesch beschreibt,
unterstreicht die großenZüge dieser Entwicklung,
die zu einer unlöslichen Verbundenheit Schlesiens
mit Deutschland geführt hat. Dem Mangel
einer eigenen politischen Gestaltungskraft, der

die Geschichte Schlesiens kennzeichnet, steht die

reiche Entfaltung des wirtschaftlichen Lebens

gegenüber-,das sich schon frühzeitigin den durch-
weg deutschen Städten des Landes entwickelt

hat. Darüber handelt der Beitrag Herrn ann

A u bins. Wie auf rechtlichem und wirtschaft-
lichem so hat Schlesien auch auf kulturellem
Gebiet seine schöpferischenKräfte und seine
fruchtbaren Anregungen stets aus dem deutschen
Altlande erhalten. Diese Zusammenhänge
werden in den Beiträgen von Joseph
Klapper über »Schlesisches Volkstum im

Mittelalter", von Dagobert Frey über

»Die Kunst im Mittelalter" und von A rn old

Schmidt über »Die Musik im Mittelalter«

beleuchtet·Jm Ganzen bietet der bisher vor-

liegende erste Band eins allseitig abgerundet-es
Bild der schlesischen Geschichte bis in das
16. Jahrhundert«hinein. 31 Abbildungen und
34 Karten sind beigefügt. Dr, K«

gegeben von Wilhelm fofirfbsitz y.

Musenalmanach-Verlag, Berlin-Zeuthen 1938.

162 Seiten. — Dieser 2. Band des Almanachs
enthält Beiträge von zahlreichen ostdeutschen
Dichtern, meist Gedichte, auch enige Erzählun-
gen. Es ist schwer, über eine solche Sammlung,
in deren Beiträgen alle Re ister der Verskunst
angeschlagen werden, die Gutesund weniger
Gutes enthält. ein Urteil abzugeben. Der Ge-

danke, in dieser Form gleichsam einen Quer-

schnitt durch das dichterische Schaffen des

Ostens zu geben, aber wird von denen, die-

Neigung und Muße haben, das harte Leben des

deutschen Ostens durch das weichere Spiegelbild
der lyrischen Dichtung auf sich wirken zu lassen,
sicherlich begrüßt werden. Der Band bringt in

seinem zweiten Teil kurze Lebens- und

Schaffensdaten der im deutschen Osten geborenen
und dort lebenden Schriftsteller (etwa 150),
dazu die Fotos einiger dieser Dichter und

Dichterinnen. Oesterreich und Sudetenland sind
in der bereits im April d. J. geschlossenen
Sammlung nicht vertreten. Dr. K.

De morbis inter Esthonos endemiris. Von

K. E. von Baer. Herausgegeben von

Heinz Zeiß. Verlag Ferdinand Enke,
Stuttgart 1938. 130 Seiten. Preis 3,— NOR.
— Bei dieser lateinischen Schrift handelt es

sich um die Dissertation des berühmten, dem

baltischen Deutschtum entstammenden Natur-

forschers und Mediziners K. E. von Baer. Die

Arbeit, die über die endemischen Krankheiten
bei den Esten handelt, ist als Geschenk den

Teilnehmern an der 95. Tagung Deutscher
Naturforscher und Aerzte überreicht worden.

Mit dem Neudruck der Jugendarbeit Baers hat
diese Tagung dem großen volksdeutschen For-
scher des letzten Jahrhunderts ihre Verehrung
zum Ausdruck gebracht. Die lateinische Sprache
macht die Arbeit leider nur einem sehr kleinen

Kreise zugänglich. Lediglich die Einleitung
Baers ist ins Deutsche übersetzt. Dr· K.

König Vogler. Sage vom Bauern, Reiter
und König. Von Heinrich Luhmann.
Verlag von Velhagen und Klasing, Bielefeld-
Leipzig 1938. 351 Seiten. Preis Ganzleinen
5,60 NM. — Luhmann zeichnet in dieser
»Sage« ein kraftvolles Lebensbild Heinrichs I.
Jn den zwölf Nächten der Wintersonnenwende
läßt er einen der überlebenden Getreuen des

Königs dessen Lebensgeschichte erzählen. Jn

diesen Erzählungen am flackernden Herdfeuer
der Hofestätte Eicke Einarms erhebt sich die

Gestalt des Königs zu jener Inythischen Größe,
in der sie Jahrhunderte hindurch in den Liedern
und Ueberlieferungen der Bauern, Fischer und

Köhler fortgelebt hat, die Gestalt des Königs,
der die deutschen Stämme unter kraftvoller
Führung vereinte, die deutschen Lande von

der Not der Hunnen befreite, der dem deutschen
Volke den Weg nach Osten wies und seinem
Sohne, Otto l., den Weg zur Kaiserkrone
ebnete. Eine »Sage« ist diese Lebensgeschichte,
aber sie ist in den Ereignissen, die sie behandelt,
historisch getreu und in dem Wesensbild, das

sie von Heinrich I. entwirst, überzeugenderals
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schaft, die neben dem südlich-enGlanz des kaiser-
lichen Sohnes die niedersächsischeTüchtigkeit
des königlichenVaters allzu gering eingeschätzt
hat. Dr. K.

Athenaion-Kalender ,,Kultur und Natur«
1939. Akademische Verlagsgesellschaft Athe-
naion, Potsdam. Preis 1,95 RM. — Wie

stets bietet der als Abreißkalender eingerichtete
Jahrweiser in Bild und Wort eine Fülle von

Unterhaltung und Belehrung aus Geschichte und

Gegenwart, Kunst, Wissenschaft und Literatur,
aus dem Leben und der Kultur aller Völker und

Zonen. Knappe, sorgfältig bearbeitete Texte
begleiten die Bilder. Jedes Blatt weist eine

größere Anzahl von Gedenktagen nach, bringt
weiter Sprüche, Reime, kleine Efsays usw.
Preisausschreibenl

Osipreußen-Kalender 1939. Gräfe und

Unzer Verlag, KönigsbergiPn Preis 2,— NOR-
— Dieser von dem bekannten ostpreußischen
Verlag bereits im 11.Jahrgang herausgegebene
Wandkalender umfaßt 31 Blätter mit Bildern
und kurzen Texten aus der Feder ostpreußischer

xaxupserues rua zeigen e annte und weniger
bekannte Motive aus der oftpreußischenLand-
fchaft und von ostpreußischenMenschen. Die
Fotos sind künstlerischwertvoll und ausgezeichnet
reproduziert. Sie können ausgeschnitten und als

Postkarten verwandt werden-

Varg und seine Wölfe. Von Otto Boris.
Mit Bildern von Prof. Walter Klemm.
K. Thienemanns Verlag, Stuttgart 1938.
158 Seiten. Preis Leinen 4,20 RIIL — Es
ist die Jugendgeschichte eines Wolfes, die Boris
in diesem Buche schreibt. Ein fast freund-
schaftliches Verhältnis verbindet den Wildwolf
mit dem jungen Gutsbesitzekgsohn,der ihn als

jungen Wildling einige Wochen aufgezogen hat.
Wie in seinen anderen Tierbüchernversteht es

der ostpreußischeSchriftsteller auch hier wieder,
sich ganz in das Wesen des Tiekeg einzu-
fühlen und der Welt und ihren Menschen, aus

der Perspektive des Tieres gesehen, ein bald
ernstes, bald heiteres Spiegelbild vorzuhalten.
Dabei klin en die politischen Ereignisse der

letzten Vor riegszeit, der Kriegsjahre und des

bolschewistischen Umsturzes an, soweit sie ihkk
Schatten auf die Menschen und Tiere des

Schriftsteller, vor allem Gedichte. Die Bilder Gutshofes im Weißrussischenwerfen. Dr.K.
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Wieder werden in diesem Kalender auf-er der reizvollen Bielgestaltigteit der ostdeutschen Landschaft
die grenz- und voltspolitischen Tatsachen diesseits und jenseits der deutschen Reichsgrenzen gezeigt-
vor die wir im Osten durch die Dittate von Bersailles und Gi. Germain gestellt worden find. Durch
seine Bilder kündet der Kalender von der Schönheit des oftdeutschen Landes. Jn Zeichnung, Karte
und Wort wirbt er um Verständnis für Arbeit und Kampf, Opfer und Gefahr im Grenzraum

zwischen Memel und Billach
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